174. Mittwoch 


den 29. Juli 1846. 


des Großherzogthums Poſen. 


3 5 
Druck und Verlag der Hof⸗Buchdruckeret von 


Inland. 


Berlin den 26. Juli. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem bisherigen Ober⸗ Landesgerichts⸗Rath von Schmid zu Bromberg zum 
Diretdor des Land- und Stadtgerichts zu Oppeln und zum Kreis⸗Juſtizrath des 
Oppelner Krelſes zu ernennen; und dem ordentlichen Profeſſor in der medizini⸗ 
ſchen Fakultät der hieſigen Univerſität, Dr. Hecker, das Prädikat eines Ge⸗ 

imen Medizinal⸗Raths zu verleihen. 


Se. Durchlaucht der Fürſt Ludwig zu Sayn Wittgenſtein⸗Berle⸗ 
burg, Se. Ercellenz der Königl. Hannoverſche Wirkliche Geheime Rath, Graf 
zu Stolberg-Soeder, und der Kaiferl. Ruſſiſche Contte⸗Admiral Kaſin, 
ſind nach Dresden abgereiſt. 5 


Das Alte Stü iesjährigen t „Sammlun enthält unter Nro. 
27285 Ya fle Stück der diesjährigen Geſetz g enth 


Ge ſe tz, 
das — 7514 betreffend a a 
Verfahren in den bei dem Kammergericht und dem Kriminalgericht zu 
\ Berlin zu führenden Unterſuchungen. Vom 17. Juli 1846. 
ei ‚sei 2 Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von eine ig 
ſerem Regierungsantritt iſt Unſere Abſicht dahin gerichtet geweſen 
zur Herbeiführung“ einer der RE entiprechenden, ſchleunigen 
und doch geſicherten Rechtspflege die Vorſchriften der Kriminalordnung vom 


100 B: mber 1805. und der Allgemeinen Gerichtsordnung Thl. I. Tit. 35. Ab⸗ 
de 2 einer Umgeſtaltung zu unterwerfen und ein mündliches Verfahren vor 
m erkennenden Richter in Unſert Provinzen, in welchen das Allgemeine Land⸗ 
ncht gilt, einzuführen. Bei den umfaſſenden Vorarbeiten, welche die endlichen 
eſeimmungen hierüber und insbeſondere die nöthige forgfältige Berückſichtigung 
der beſtehenden Gerichtsverfaſſung erfordern, haben Wir beſchloſſen, ein ſolches 
erfahren zunächſt nur bei den Gerichten in Unſerer Haupt- und Reſidenzſtadt 
erlin, deren Verfaſſung hierbei keine Schwierigkeit entgegenſtellt, anzuordnen. 
Wir beſtimmen demgemäß, nach vernommenen Gutachten Unſeres Staatsmini⸗ 
riums und einer von Uns aus Mitgliedern des Staats⸗Raths ernannten 
Kommiſſion, was folgt: 
Erſter Titel. 


Von dem Verfahren bei Unterſuchung der Verbrechen. 
ne Mn Die Vorſchriften dieſes Titels ſind bei allen wegen Verbrechen zu 
e Unterſuchungen anzuwenden, deren Einleitung und Führung dem 

ammergericht und dem Kriminalgericht zu Berlin zuſteht. 

J. Allgemeine Vorſchriften. 

1. Staats-Anwalte und deren Verhältniß zu der Polizeibehörde und den Gerichten. 

8. 2. Bei dem Kammergericht, ſo wie bei dem Kriminalgericht, und zwar 
bei jedem für die zu deſſen Kompetenz gehörenden, im §. 1. gedachten Unterſu⸗ 
Hungsſachen, fol ein Staatsanwalt aus der Zayl der zum höheren Richteramte 

fähigten Beamten beftellt werden, deſſen Amt es if, bei allen Verbrechen, mit 
Ther e den im F. 24. bezeichneten leichten Verbrechen, die Ermittelung der 

Hüter wweizuführen und dieſe vor Gericht zu verfolgen. Jedem Staatsan⸗ 
walte find, e weit das Bedürfniß es erfordert, Gehülfen beizuordnen, die unter 
feiner Aufſlcht deen und ſeinen Anweiſungen Folge leiſten müſſen, überall aber, 
wo fie für ihn aufteeten, zu allen Funktionen defielben berechtigt find. Welchen 
Beamten die Verfolgung der leichten Verbrechen obliegt, iſt im §. 25. beſtimmt. 
1 K. 3. Die Staatsanwalte und deren Gehülfen gehören nicht zu den richter⸗ 

ichen Beamten; fie Find in ihrer Amtsführung nicht der Aufſicht der Gerichte, 

Adern der des Juſtizminiſters unterworfen und müſſen den Anweiſungen deſ⸗ 

ſelben Folge leiſten. Die Ernennung der Staatsanwalte erfolgt durch Uns 
auf den Antrag des Juſtizminiſters. Die Gehülfen werden den Staatsanwal⸗ 

vom Juſtizminiſter beigeordnnet und können von demſelben aus dieſer Stel⸗ 
lung zu 22 Zeit wieder abberufen werden. 

8. 4. Das Polizeipräſidium und deſſen Beamte bleiben, wie bisher, ver⸗ 
lichtet, den Verbrechen 
attenden vorbereitenden f 

chung des Thäters zu treffen. Sie haben aber die von ihnen aufgenommenen 
Verhandlungen dem betreffenden Staatsanwalte zur weiteren Veranlaffung zu 
überfenden, auch den Kequiſttionen deſſelben wegen Einleitung oder Vervoll⸗ 
Mändigung folder 1 Vorunterſuchungen, oder wegen Verfolgung oder 

rhaftung verdächtiger erfonen Folge zu leiſten. Von jeder wegen eines 


jeder Art nachzuforſchen und alle keinen Aufſchub ge⸗ 
Anordnungen zur Aufklärung der Sache und Feſima⸗ 
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Verbrechens vorgenommenen Verhaftung ift die Polizeibehörde dem betreffenden 
Staatsanwalt binnen 24 Stunden Anzeige zu machen verpflichtet. 
F. 5. Die Gerichte ſollen bei Einleitung und Führung der Weser 
nicht ferner von Amtswegen, ſondern nur auf den Antrag des Staatsanwalts 
einſchreiten; ſte ſind aber verpflichtet, von allen amtlich zu ihrer Kenntniß kom⸗ 
menden Verbrechen dem Staatsanwalte ſogleich Mittheilung zu machen, auch 
den von demſelben an ſie gerichteten Anträgen wegen Feſtſiellung des Thalbt⸗ 
ſtandes und wegen ſonſt erforderlicher Ermittelungen zu genügen und zu deren 
Erledigung, wenn es nöthig ifi, einen Unterſuchungsrichter zu ernennen. Waltet 
Gefahr im Verzuge ob, To hat das Gericht auch ohne Antrag des Staatsau⸗ 
walls alle diejenigen Ermittelungen, Verhaftungen oder Anordnungen vorzu⸗ 
nehmen, welche nothwendig find, um die Verdunkelung der Sache zu vertzüten. 
Die Verhandlungen hierüber ſind aber demnächſt dem Staats⸗Anwalte mitzu⸗ 
theilen. 
f 8. 6. Dem Staatsanwalt legt fein Amt die Pflicht auf, darüber zu wachen, 
daß bei dem Strafverfahren den geſetzlichen Vorſchriften überall genügt werde. 
Er hat daher nicht blos darauf zu achten, daß kein Schuldiger der Strafe eut⸗ 


gehe, ſondern auch darauf, daf Niemand ſchuldlos verfolgt werde. 


F. 7. Unterſuchungsverhandlungen, Verhaftungen oder Beſchlagnahmen 


hat der Staatsanwalt nicht ſelbſt vorzunehmen, ſondern ſolche nach den Umſtän⸗ 
den entweder bei der Polizeibehörde, oder bei dem betreffenden Gerichte zu bean⸗ 


tragen; er iſt jedoch befugt, allen polizeilichen und gerichtlichen Verhandlungen, 
welche Gegenſtände ſeines Geſchäftskreiſes betreffen, beizuwohnen, und mit dem 
Beamten, welcher die Verhandlung zu führen hat, in unmittelbare Verbindung 
zu treten, und ſeine Anträge und Mittheilungen zur Förderung des Zwecks der 
Unterſuchung an dieſen Beamten zu richten. n 

F. 8. Staatsanwalt ſteht die Einſicht aller polizeilichen und gerichtli⸗ 
chen Akten, welche ſich auf einen zu ſeinem Geſchäftskreiſe gehörenden Gegen⸗ 
ſtand beziehen, jederzeit frei. Auch gehört es zum Berufe deſſelben, den Uns 
vollſtändigkeiten, Verzögerungen oder ſonſtigen Unregelmäßigkeiten, welche er 
in den Unterſuchungen wahrnimmt, durch Anträge bei der vorgeſetzten Behörde 
des die Unterſuchung führenden Beamten, Abhülfe zu ſchaffen. N Hay 

F. 9. Wegen Amtsverbrechen darf der Staatsanwalt nur auf Grund eines 
Antrages der vorgeſetzten Dienstbehörde des anzuklagenden Beamten (85. 5. u. 
f. des Geſetzes vom 20 März 1844.) einſchreiten. Einem ſolchen Antrage aber 
muß der Staatsanwalt ſtets genügen, und die Anklage dem Gerichte zur Bes 
ſchlußnahme ſelbſt dann einreichen, wenn feine Anſicht über die Begründung 
der Anklage von der der Dienſtbehörde abweicht. Auch iſt er verpflichtet, gegen 
die gerichtlichen Entſcheidungen in Sachen dieſer Art Rechtsmittel einzulegen, 
wenn die Dienſtbehörde ihn hierzu auffordert. 


F. 10. Verbrechen, deren Beſtrafung die Geſetze von dem Antrage einer 
Privatperſon abhängig machen, darf der Staatsanwalt nur dann vor Gericht 
verfolgen, wenn hierauf von jener Perſon angetragen worden iſt. Doch iſt er 
ſewohl in dieſen Fällen, als auch dann, wenn bei Verbrechen anderer Art die 
Betheiligten ſich an ihn wegen Veranlaſſung der Unterſuchung wenden, beſugt, 
die gerichtliche Verfolgung zu verweigern, wenn er dieſelbe für geſetzlich nicht 
begründet erachtet. Ueber Beſchwerden wegen ſolcher Weigerungen hat der 
Juſtizminiſter zu entſcheiden. DU. 

F. 11. Die Gerichte find an die Anträge des Staatsanwalts nicht dergeſtalt 
gebunden, daß ſie nur darüber, ob ſolche in der angebrachten Art begründet 
ſeien, zu entſcheiden hätten; fie find vielmehr verpflichtet, die That, deren Uns 
terſuchung und Beſtrafung der Staatsanwalt beantragt hat, ihrer Beurtheilung 
zu unterwerfen, und wenn ſie hierbei finden, daß dieſe That zwar eine ſtrafbare 
iſt, allein gegen ein anderes Strafgeſetz, als das von dem Staatsanwalt be⸗ 
zeichnete verſtößt, fo liegt ihnen ob, demgemäß was Rechtens zu beſchließen. 

$. 12. So lange das Gericht die förmliche Eröffnung einer Unterſuchung 
noch nicht beſchloſſen hat, kann der Staatsanwalt von der Anklage Abſtand 
nehmen, und es iſt, wenn er dies erklärt, jedes weitere Verfahren einzuſtell n. 
Iſt aber die förmliche Unterſuchung einmal beſchloſſen, fo muß dieſelbe darch 
ein Urtheil beendet werden. g 8 N 

15 13. Gegen einen Beſchluß des Gerichts, durch welchen der Antrag auf 
Eröffnung einer Unterſuchung zurückgewieſen wird, fleht dem Staats anwalte 
innerhalb einer zehntägigen präkluſtviſchen Hach welche mit dem Ab lauf des 
Tages beginnt, an dem die Mittheilung des Beſcheides erfolgt iſt, die Weſchwerde 
an eh offen. Bei der Entſcheidung dieſes Gerichts muß et 
verbleiben. * I 

$. 14. Sowohl während der gerichtlichen Vorunterſuchung, als während 
des ganzen Laufes der gerichtlichen Unterſuchung, ſteht dem Gerit te die Beſchl iß⸗ 
nahme über die Verhaftung oder Freilaſſung des Angeklagten zu. 
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* 


2. Mündliches Verfahren vor dem erkennenden Gericht. 1 

§. 15. Der Fällung des Urtheils ſoll ein mündliches Verfahren vor dem 
erkennenden Gericht vorhergehen, bei welchem der Staatsanwalt und der Ange⸗ 
klagte zu hören, die Beweisaufnahme vorzunehmen und die Vertheidigung des 
Angeklagten mündlich zu führen iſt. 

F. 16. Der Angeklagte kann in allen Fällen des Beiftandes eines Verthei⸗ 
digers ſich bedienen, hat aber nur in den Unterſuchungen wegen der in den S8. 
39 u. 64. bezeichneten Verbrechen das Recht, zu verlangen, daß ihm ein Ver⸗ 
theidiger von Amtswegen beſtellt werde. 8 d 

5. 17. Zu dem mündlichen Verfahren haben, außer den dabei betheiligten 
Perſonen, alle Juſtizbeamte, insbeſondere auch die Juſtizkommiſſarien, Referenz 
darien und Auskultatoren Zutritt. Alle bei der Sache nicht beiheiligten Per⸗ 
ſonen müſſen ſich aber entfernen, wenn der Angeklagte darauf anträgt, oder 
das Gericht dies aus Gründen der öffentlichen Ordnung oder der Sittlichkeit 

für angemeſſen erachtet. d 6 
3. Ausſchließung der Zwangsmittel gegen den Angeklagten. 
§. 18. Zwangsmittel jeder Art, durch welche der Angeklagte zu irgend einer 
Erklärung genöthigt werden ſoll, ſind unzuläſſig. 5 
4 Beweis und Urtheil. 

§. 19. Die beſtehenden geſetzlichen Vorſchriſten über das Verfahren bei 
Aufnahme der Beweiſe, insbefondere auch daruber, welche Perſonen als Zeugen 
vernommen und vereidet werden dürfen, bleiben ferner maßgebend. Dagegen 
treten die bisherigen poſitiven Regeln über die Wirkungen der Veweiſe außer 
Anwendung. Der erkennende Richter hat fortan nach genauer Prüfung aller 
Beweiſe, für die Anklage und Vertheidigung, nach feiner freien, aus dem In—⸗ 
begriff der vor ihm erfolgten Verhandlungen geſchöpften Ueberzeugung zu ent⸗ 
ſcheiden: ob der Angeklagte ſchuldig, oder nicht ſchuldig, oder ob derſelbe 
von der Anklage zu entbinden ſei. Er iſt aber verpflichtet, die Gründe, 
welche ihn dabei geleitet haben, in dem Urtheil anzugeben. Auf vorläufige 
Losſprechung (Freiſprechung von der Inſtanz) ſoll nicht mehr erkannt werden. 
g F. 20. Der für ſchuldig Erklarte iſt zur vollen geſetzlichen Strafe zu 
verurtheilen. Wenn jedoch im Geſetz Todesſtrafe oder lebenswierige Freiheits⸗ 
ſtrafe angedroht ıft, fo iſt das Gericht ermächtigt, in denjenigen Fällen, in wel⸗ 
chen gegen den für ſchuldig Erklärten ein nach den bisherigen poſitiven Regeln 
der Krim nal⸗Ordnung für vollſtändig zu erachtender Beweis nicht geführt iſt, 
an Statt der Todesſtrafe auf lebenswierige oder zeitige Freiheitsſtrafe, an Statt 
der lebenswierigen Freiheitsſtrafe aber auf zeitige Freiheitsſtraſe zu erkennen. 

$. 21. Einer beſondern Belehrung des Verurtheilten über die ihm zuſte⸗ 
henden Rechtsmittel bedarf es nicht. ! h 

8. 22. Der für nicht ſchuldig Erklärte darf wegen derſelben Handlung 
nicht wieder unter Anklage geſtellt werden. Gegen denjenigen aber, welcher nur 
von der Anklage entbunden wird, iſt eine Erneuerung der Anklage, in 
ſofern fie durch Anführung neuer Thatſachen oder Beweismittel begründet wird, 
ſo lange zuläſſig, als nicht bereits Verjährung eingetreten iſt. Unter eben dieſen 
Bedingungen iſt eine Erneuerung der Anklage geſtaftet, wenn die frühere An⸗ 
klage vom Staatsanwalte zurückgenommen, oder deſſen Antrag auf Eröffnung 
der Unterſuchung vom Gericht zurückgewieſen worden iſt. * 

FS. 23. Ent Beſtätigung des richterlichen Urtheils durch den Juſtizminiſter 
i Statt. 
ul e II. Beſondere Vorſchriften. 
A Verfahren erſter Inſtanz 1. bei leichten Verbrechen. 
§. 24. Die Unterſuchung und die Entſcheidung erſter Inſtanz in Anſehung 
derjenigen Verbrechen, welche in den Geſetzen mit Geldbuße bis zu 50 Thalern, 
oder Freiheitsſtrafe bis zu ſechs Wochen, oder körperlicher Züchtigung, oder mit 
mehreren dieſer Strafen zugleich bedroht find, erfolgt durch kommiſſariſch dazu 
beſtellte Einzelrichter. Die Kompetenz dieſer Richter tritt auch dann ein, wenn 
neben dieſen Strafen zugleich auf Ehrenſtrafen zu erkennen iſt. Ausgeſchloſſen 
von der Kompetenz der Einzelrichter bleiben jedoch die Fälle, in welchen ent⸗ 
weder zugleich auf den Verluſt des Adels, eines Amtes, Titels, einer Würde, 
oder des Rechts zum ſelbſtſtändigen Gewerbebetrieb zu erkennen iſt, oder in 
welchen die Verurtheilung für den Verbrecher den Verluſt der Standſchaft, der 
Gerichtsbarkeit, des Patronats oder Bürgerrechts nach den geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen unbedingt zur Folge hat. 1 

25. Die Gefhäfte des Staatsanwalts werden bei den Unterſuchungen 
dieſer Art (§. 24.) von Polizeibeamten verwaltet, welche der Polizeipräſident 
kommiſſariſch hierzu ernennt, und über deren Amtsführung derſelbe die Aufſicht 

zu führen hat. Ueber Beſchwerden aber, die gegen dieſe Beamten wegen ver⸗ 
weigerter Erhebung von Anklagen geführt werden, hat auch in dieſen Fällen 
der Juſtizminiſter zu entſcheiden. (S. 10.) Im Uebrigen findet Alles, was über 
die Pflichten und Befugniſſe der Staatsanwalte, über deren Verhältniß zu den 
Gerichten, ſowie über die Nothwendigkeit ihrer Zuziehung bei der Verhandlung 
vor dem erkennenden Richter beftimmt iſt, auch auf dieſe Polizeianwalte An⸗ 
wendung. 

§. 26. Die Anklage kann ſchriftlich oder mündlich angebracht werden. 

F. 27. Wird dem Richter beim Eingange der Anklage zugleich der Ange⸗ 
klagte vorgeführt, und geſteht derſelbe die ihm angeſchuldigte That, oder ſind 
die Beweismittel für die Anklage und Vertheidigung zur Hand, ſo hat der 
Richter in der Regel auf der Stelle die Unterſuchung zu führen und das Urtheil 

zu fällen. Iſt der Angeklagte verhaftet, fo muß deſſen Vorführung beim Ein⸗ 
gange der Anklage fofort geſchehen. N . 
S 28. Kann im Falle des F. 27. das Urtheil nicht ſogleich gefällt werden, 
der Angeklagte iſt aber verhaftet, ſo muß derſelbe ſogleich über die zu ſeiner 
Vertheidigung dienenden Beweismittel vernommen, und hierauf zum mündlichen 
Verfahren und zur Entſcheidung der Sache ein möglichſt naher Termin anbe⸗ 
raumt werden, zu welchem die beiderſeits vorgeſchlagenen Zeugen vorzuladen ſind. 
S8. 29. Kann der Angeklagte nicht ſofort vorgeführt werden, ſo iſt der ſelbe 
zum mündlichen Verfahren durch eine ſchriftliche Verfügung vorzuladen, welche 
die Thatſachen des ihm angeſchuldigten Vergehens angeben, und die Aufforde⸗ 
rung enthalten muß: zur feſtgeſetzten Stunde zu erſcheinen, und die zu ſeiner 
Vertheidigung dienenden Beweismittel mit zur Stelle zu bringen, oder ſolche 
dem Richter ſo zeitig vor dem Termine anzuzeigen, daß ſie noch zu demſelben 
herbeigeſchafft werden können. Zugleich iſt dem Angeklagten die Warnung zu 
ſiellen, daß im Falle feines Ausbleibens mit der Unterſuchung und Eutſcheidung 
in contumaciam verfahren werden ſolle. 5 i i 
30. Nur auf Grund beſcheinigter erheblicher Hinderniſſe kann dem An⸗ 
trage des Angeklagten auf Anſetzung eines neuen Termins Statt gegeben werden. 


§. 31. In Anſehung der Vorladung der Zeugen bewendet ts bei den Vor⸗ 
ſchriften der Kriminalordnung. Der Richter 5 indeffen befugt, auch die nn 
Bun a Gerichtsſtande unterworfenen Zeugen, falls diefelben nicht 
un 2 75 irſtande gehören, zum Erſcheinen bei dem mündlichen Verfahren 

F. 32. In dem Termine ($$. 27. 29.) wird, nachdem die Ankla 
den Polizeianwalt vorgetragen und der 1 darüber rel > 
den, mit der Beweisaufnahme, ſo weit dies erforderlich iſt, verfahren, der Po⸗ 
lizeianwalt mit feinen Anträgen, fo wie der Angeklagte mit feiner Vertheidigung 
gehört, und alsdann das Urtheil gefällt und mit den Gründen verkündet. Der 
Richter iſt jedoch befugt, wenn er noch eine weitere Aufklärung der Sache, ins⸗ 
beſondere die Aufnahme von Beweiſen für erforderlich hält, welche erſt bei der 
mündlichen Verhandlung zur Sprache gekommen ſind, die Fällung des Urtheils 
auszuſetzen, und einen Termin zur Fortſetzung des Verfahrens zu beſtimmen. 

8. 33. Erſcheint der Angeklagte, der gehörig erfolgten Vorladung unge⸗ 
achtet, in dem Termine nicht, oder verweigert er in demſelben, über die Anklage 
ſich zu erklären, fo wird in contumaciam der Beweis aufgenommen, und nach 
Anhörung des Polizeianwalts ſo wie des für den Angeklagten etwa aufgetrete⸗ 
nen Vertheidigers, das Urtheil gefällt und verkündet. Dem ausgebliebenen 
Angeklagten iſt das Urtheil in Ausfertigung zuzuſtellen. 

F. 34. Hat eine Beweisaufnahme durch Einnehmung des Augenſcheins an 
Ort und Stelle Statt gefunden, ſo muß das darüber aufgenommene Protokoll 
bei dem ne Verfahren vorgelefen werden. 

F. 35. Zeugen, die nicht vorgeladen worden, allein in der Nähe befindli 
ſind, kann der Richter ſogleich durch den Gerichtsdiener geſtellen ee eier 
gilt von gehörig vorgeladenen, aber ausgebliebenen Zeugen. Hat ein folder 
Zeuge fein Ausbleiben nicht im Voraus entſchuldigt, fo kann gegen ihn von dem 
Gericht ohne weiteres Verfahren eine Geldbuße bis zu 20 Thalern oder eine 
Geſängnißſtrafe bis zu acht Tagen, und die Verpflichtung zur Tragung aller 
Koſten feſtgeſetzt werden, welche durch die von ihm verurſachte Anſetzung eines 
neuen Termins entſtehen. Die Niederſchlagung diefer Strafe und die Entbin⸗ 
295 ie Mir 14 iſt * Bea Gericht nur dann zu bewilligen, wenn 

er nach Zu Strafverfü ſei i 

den gend end nfehuldige Zuſtellung der Strafverfügung fein Ausblei⸗ 

§. 36. Kann bei dem mündlichen Verfahren die Ver i eu⸗ 
gen wegen Krankheit, Alterſchwäche „großer a u b 
wendbaren Hinderniſſe nicht erfolgen, ſo iſt ſolche anderweit zu bewirken, und 
in dieſen Fällen, ſowie alsdann, wenn ein ſchon zuvor gerichtlich vernommener 
Zeuge inzwiſchen verſtorben iſt, das Vernehmungsprotokoll bei dem mündlichen 
Verfahren vorzuleſen. Doch kann der Richter, wenn die Befeitigung jenes 
Hinderniſſes möglich iſt, und er die Abhörung des Zeugen zur Aufklärung der 
Sache für nothwendig hält, die Vertagung des Verfahrens und die Vorladung 
des Zeugen dazu beſchließen. ii 

3. 37. Findet der Richter bei Beurtheilung der That des Angeklagten, daß 
ſolche ein Verbrechen enthält, deſſen geſetzliche Strafe feine richterliche Kompe⸗ 
tenz überschreitet, ſo hat er die Sache an das kompetente Gericht abzugeben. 

§ 38. Ueber den Hergang im Termine wird von einem vereideten Gerichts⸗ 
ſchreiber ein Protokoll aufgenommen, welches den weſentlichen Inhalt der Er⸗ 
klärungen des Anklägers, des Angeklagten und der Zeugen enthalten muß, und 
in welchem zugleich das abgefaßte Urtheil mit deſſen Gründen niederzuſchrei⸗ 
ben iſt. Der Richter und der Gcrichtsſchreiber haben dieſes Protokoll zu 


vollziehen. . 
S. 39. Die . ft 
. . er 

Gerichtsdeputationen, welche aus drei Mitgliedern u, 
J) derjenigen im §. 24. bezeichneten Verbrechen, welche in der Schlußbeſtim⸗ 
mung deſſelben von der Kompetenz der Einzelrichter ausgeſchloſſen worden ſind; 
2) derjenigen Verbrechen, welche in den Geſetzen mit Geldbuße, deren höchſtes 
Maaß 50 Thaler überſteigt, oder Freiheitsſtrafe, deren höchſtes Maaß ſechs 
Wochen, jedoch nicht drei Jahre überſteigt, oder mit dieſen beiden Strafen zu⸗ 
gleich bedroht ſind „auch wenn ſie noch außerdem den Verluſt von Ehren⸗ oder 
andern Rechten geſetzlich zur Folge haben; 3) des zweiten und dritten großen 
emeinen, oder unter erſchwerenden Umſtänden begangenen, und des erfien ge⸗ 
waltſamen Diebſtahls. Die Beſchlüſſe dieſer Gerichts-Deputationen werden, 
ee es auf Fällung des Urtheils ankommt, durch Stimmenmehrheit 
gefaßt. 

F. 40. Zur förmlichen Eröffnung der Unterſuchung gegen eine beſtimmte 
Perſon ift in den Fällen des §. 39. erforderlich: 1) eine vom Staatsanwalt ab» 
zufaſſende Anklageſchrift, welche enthalten muß: den Namen des Angeklagten, 
eine Darſtellung der ihm zur Laſt gelegten That, die Beweismittel dafür, ins⸗ 
beſondere die Namen der Belaſtungszeugen, deren Abhörung der Staatsanwalt 
verlangt, und die Bezeichnung des Verbrechens, deſſen der Angeklagte beſchul⸗ 
digt wird; 2) ein, auf Grund dieſer Anklageſchrift, die Eröffnung der Unter⸗ 
ſuchung anordnender Beſchluß der Gerichtsdeputation, in welchem der Name 
des Angeklagten und das ihm angeſchuldigte Verbrechen zu bezeichnen ſind. 
S. 41. Die Berathung und die Beſchlußnahme der Gerichtsdeputation dar⸗ 
über, ob auf die Anklage die Unterſuchung zu eröffnen ſei, erfolgt ohne Beiſeln 
des Staatsanwalts Erachtet die Deputation die Eröffnung der Unterſuchung 
für nicht zuläſſig, ſo hat ſie in dem Beſchluſſe hierüber, wenn der Angeſchuldigte 
verhaftet iſt, zugleich deſſen Freilaſſung zu verordnen. 

F. 42. Findet die Deputation die Sache noch nicht hinreichend vorbereitet, 
um über die förmliche Eröffnung der Unterſuchung zu entscheiden, fo hat ſie die 
Punkte, in Anſehung deren es noch einer näheren Aufklärung bedarf, in dem 
abzufaffenden Beſchluſſe zu bezeichnen, und diefen Beſchluß dem Staatsanwalte 
zur Erledigung zuzuſtellen. 

§. 43. Hält der Staatsanwalt zur Begründung oder Vervollſtändigung 
der Anklage eine gerichtliche Vorunterſuchung für nöthig, ſo hat auf ſeinen 
Antrag das Gericht einen Unterſuchungsrichter zu ernennen. 

8. 44. Der Unterſuchungsrichter hat bei der Vorunterſuchung alle in der 
Kriminalordnung für den Inquirenten gegebenen Vorſchriften, insbefondere 
auch die wegen Zuziehung eines vereideten Protokollführers, zu beachten. 

§. 45. Der Zweck der Vorunterſuchung iſt: die Exiſtenz und Natur des 
angezeigten Verbrechens, ſowie die Perſon des Thäters und die zu ſeiner Ueber⸗ 
führung dienenden Beweismittel ſoweit zu erforſchen und feſtzuſtellen, als dies 
zur Begründung einer Anklage und zur Vorbereitung der mündlichen Haupt⸗ 
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Unterſuchung erforderlich erfcheint. Der Unterſuchungsrichter hat daher feine 
Nachforſchungen nicht weiter auszudehnen, als dieſer Zweck es nothwendig macht. 
8. 46. Ob und welche Zeugen in der Vorunterſüchung zu vereidigen find, 
bleibt dem Ermeſſen des Unterſuchungsrichters überlaſſen. : 
§. 47. Auch der Beſchuldigte kann in der Vorunterſuchung, wenn dies zur 

Aufklärung des Sachverhältniſſes zweckmäßig erſcheint, vernommen werden. 
St derſelbe verhaftet, fo muß feine Vernehmung ſiets erfolgen. ! 
3 Die Zulaſſung eines Vertheidigers in der Vorunterſuchung iſt un⸗ 

aft. 

S. 49. Nach Abſchließung der Vorunterſuchung legt der Unterſuchungs⸗ 
richter die Arten dem Staatsanwalte zur Stellung der nöthigen Anträge vor. 
Nimmt der Staatsanwalt hierbei von der weitern Verfolgung der Sache Ab⸗ 
ſtand, fo iſt die Zurücklegung der Akten, und, wenn der Beſchuldigte verhaftet 
if, deſſen Freilaſſung zu verfügen. Erachtet der Staatsanwalt aber die form⸗ 
(e Einleitung der Unterſuchung für begründet, fo hat er die Anklageſchrift 

40. No. I.) einzureichen, über welche alsdann die Gerichtsdeputation Be⸗ 
ſchluf faßt (§. 40. No. 2.8. Al.). 

, . 50. Wird die Eröffnung der Unterſuchung beſchloſſen, fo hat die Ge⸗ 
fü deputation zugleich einen Termin zum mündlichen Verfahren zu bes 

n. a 


§. 51. Iſt der Angeklagte verhaftet, fo wird ihm die Anklageſchrift 
nebſt dem Beſchluß (§. 40.) vorgeleſen, und er darüber vernommen, ob und 
welche Beweismittel zu feiner Vertheidigung er herbeigeſchafft, insbeſondere 
welche Zeugen er vorgeladen zu ſehen verlange? Kann der Angeklagte ſich nicht 
auf der Stelle erklären, fo if ihm eine angemeſſene Friſt dazu zu beſtimmen. 
, . 52. Hat der verhaftete Angeklagte einen Vertheidiger, ſo iſt dieſem eine 
Abſchriſt der Anklage und des Beſchluſſes mitzutheilen. 5 

. 53. Iſt der Angeklagte nicht verhaftet, ſo wird derfelbe unter Mit⸗ 
theilung einer Abſchrift der Anklageſchrift und des Beſchluſſes (§. 40.) auf die 
im F. 29. beſtimmte Weiſe ſchriftlich vorgeladen. ; 0 
. 54. Als Zeugen werden, ohne Ruͤckſicht darauf ob fie ſchon in der Vor⸗ 
unterſuchung vernommen ſind oder nicht, alle diejenigen vorgeladen, deren Ab⸗ 
n der Staatsanwalt oder der Angeklagte ausdrücklich beantragt hat, oder 
1 Gericht für erforderlich erachtet Dem Angeklagten iſt bei feiner im §. 51. 
flimmten Vernehmung, ‚oder ſchriftlichen Vorladung (§53.) bekannt zu machen, 
welche Zeugen auf Antrag des Staatsanwalts oder nach dem Beſchluß des Gerichts 
105 Termin vorgeladen ſind. Dem Staatsanwalt ſind diejenigen Zeugen 

amhaft zu machen, deren Vorladung auf Verlangen des Angeklagten und 
nach dem Beſchluß des Gerichts verfügt worden iſt. 

§. 55. In der Zwiſchenzeit bis zum Termine iſt dem verhafteten Angeklag⸗ 
ten, wenn er einen Vertheidiger hat, verſtattet, ſich mit demſelben zu beſpre⸗ 
chen, und zwar ohne Beiſein einer Gerichtsperſon, wenn der Vertheidiger ein 
in Eid und Pflicht fichender Juſtizbeamter iſt. Auch ſollen während der ge» 
n Zeit dem Vertheidiger, der Angeklagte möge verhaftet ſein oder nicht, 
ir Unterfuchungsatten auf Verlangen in der Gerichtsregiſtratur zur Einſicht 
ua werden; eine Verabfolgung derſelben an den Vertheidiger iſt nicht 
FS. 56. Bei dem mündlichen Verfahren kommen auch in den Sachen der 
hier in Rede ſtehenden Art die Vorſchriften der 88. 30. bis 38. zur Anwendung, 
ſoweit nicht in den nachfolgenden SS. 57. bis 63 ein Anderes beſtimmt iſt. 

$. 57. Die Leitung der Verhandlung, insbeſondere das Verhör des Ans 
geklagten und der Zeugen, gebührt dem Worfigenden der Gerichtsdeputation, 
welcher jedoch hierbei auf die Meinung der beiſitzenden Richter, ſo wie auf die 
Anträge des Staatsanwalts, des Angeklagten und deſſen Vertheidigers Rück⸗ 

cht zu nehmen hat. 

F. 58. Die ſchon in der Vorunterſuchung eidlich vernommenen Zeugen 
werden bei ihrer nochmaligen Abhörung nicht aufs neue vereidet, ſondern auf 
den geleiſteten Eid verwieſen. . x ; 

§. 59. Erſcheint der gehörig vorgeladene Angeklagte in dem Termine nicht, 
ſo kann das Gericht, wenn daſſelbe aus beſonderen Gründen die Anwendung 
des im F. 33. vorgeſchriebenen Kontumazialverfahrens nicht für angemeſſen hält, 
bei Vertagung der Sache zu einem andern Termin die Vorführung oder Ver⸗ 
haftung des Angeklagten anordnen. N 

60. Die Verathung der Gerichtsdeputation über das Urtheil erfolgt 
ohne Beiſein anderer Perſonen. 

. 61. Finder das Gericht bei Beurtheilung der That des Angeklagten, 
daß ſolche ein Verbrechen geringerer Art enthalt, als derjenigen, welche ſemer 
Kompetenz zunächſt überwieſen ift, fo hat daſſelbe dennoch das Urtheil zu fällen. 
8 $. 62. Kann die Berathung ($. 60.) nicht an demſelben Tage beendet, 
oder das Urtheil mit den Gründen nicht ſogleich abgefaßt werden, jo hat das 
Gericht zur Verkündung des Urtheils einen neuen Termin zu beſtimmen, der 
ledoch nicht über 8 Tage hinausgeſchoben werden darf. 

„F. 63. In dem Terminsprotokoll ($. 38.) find auch die Abänderungen oder 
zusage anzugeben, welche in den Ausſagen der ſchon in der Vorunterſuchung 

den M Zeugen, bei deren nochmaliger Vernehmung im mündlichen Ver⸗ 
fahren h. rtreten. Die Niederſchreibung des Urtheils und der Gründe deſ⸗ 
felben in das Texminsprotokoll findet in Sachen der hier in Rede ſtehenden Art 
nicht Statt; vielmehr iſt das Urtheil beſonders abzufaſſen und nur die geſche⸗ 
hene Verkündung in dem Protokolle zu vermerken. 


Ä 2. bei pefonders ſchweren Verbrechen. 
F. 64. Bei der Entfcheisung 2 8 Inſtanz in Anſehung 1) derjenigen 
Verbrechen, welche in den Geſetzen mit einer härteren Strafe als dreijähriger 
reiheitsſtrafe bedroht find, und welche nicht zu den im F. 39. Nr. 3. bezeich⸗ 
beten gehören, 2) aller Amtsverbrechen find in den Vorſchriften der 88. AU. 
63. ebenfalls anzuwenden, ſo weit nicht in den nachſtehenden SF. 65. dis 71. 
u Anderes beſtimmt iſt. 

fi F. 65. Dem mündlichen Verfahren vor dem erkennenden Gericht muß bei 
heren Verbrechen ſtets eine gerichtliche Vorunterſuchung ($$. 44. bis 49.) vor⸗ 

ergehen „in welcher der Angeklagte zu hören iſt. 
RN. F. 66. Erklärt der Staatsanwalt nach dem Schluſſe de Vorunterſuchung, 
Lac die förmliche Anklage erheben wolle, und beantragt er demgemäß, den 
Anichuldigten in den Anklagezuſtand zu verfegen: fo iſt über dieſen 
fr a9 von einer aus drei Mitgliedern beſtehenden Gerichtsdeputation ein Bes 
Wag e, welcher dem Staatsanwalte, ſowie dem Beſchuldigten zu er⸗ 
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$. 67. Hält die Gerichtsdeputation vor ihrer Beſchlußnahme eine Ergän⸗ 
zung der Vorunterſuchung für nothwendig, ſo beauftragt ſie hiermit den Un⸗ 
terſuchungsrichter, der nach Erledigung des Auftrags die Akten wiederum 
dem Staatsanwalte zu der Erklärung vorzulegen hat, ob er bei ſeinem frühe⸗ 
ren Antrage beharren oder denſelben ändern wolle. 

$. 68. Spricht dagegen der Beſchluß ($. 66.) die Verſetzung in den An⸗ 
klageſtand aus, fo iſt darin zugleich dem Staatsanwalte aufzugeben, binnen 
einer Friſt welche in der Regel auf nicht länger als acht Tage zu beſtimmen iſt, 
eine Anklageſchrift einzureichen. * 

$. 69. Iſt das Verbrechen in dem Geſetze mit einer höheren als zehnjähri⸗ 
gen Freiheitsſtrafe bedroht, ſo muß dem Angeklagten ein Vertheidiger, falls er 
einen ſolchen nicht ſelbſt erwählt hat, von Amtswegen beſtellt werden. 

§. 70. Die mündliche Unterſuchung und die Entſcheidung erfler Inſtanz 
erfolgt von einer Abtheilung des Gerichts, welche aus ſechs Mitgliedern, und, 
wenn das Verechen im Geſetz mit lebenswieriger Feiheitsſtrafe oder mit Todes⸗ 
ſtrafe bedroht iſt, aus acht Mitgliedern beſtehen fol. Bei allen Beſchlüſſen 
dieſer Gerichtsabtheilung; insbeſondere auch bei Fällung des Urtheils, entſchei⸗ 
det die Stimmenmehrheit. Sind die Stimmen gleich getheilt, ſo gilt die mil⸗ 
dere Meinung. ; 1 

§. 71. Bei dem Beginn des mündlichen Verfahrens wird die Anklageſchrift 


durch den Gerichtsſchreiber vorgeleſen. 


B. Verfahren in zweiter Inſtanz. 

F. 72. Gegen jedes in erſter Inſtanz ergangene Urtheil iſt ſowohl der Ans 
geklagte als der Staatsanwalt, innerhalb einer präkluſtviſchen Friſt von 10 Ta⸗ 
gen das Rechtsmittel der Appellation einzulegen berechtigt. 

F. 73. Die zehntägige Appellationsfriſt beginnt mit dem Ablauf des Tages, 
an welchem das erſte Urtheil verkündet worden iſt. In denjenigen Fällen aber, 
in welchen die Verkündung des Urtheils in Abweſenheit des Angeklagten geſche⸗ 
hen iſt, nimmt die Appellationsfriſt für denſelben erſt mit dem Ablaufe desjeni⸗ 
gen Tages ihren Anſang, an welchem ihm die Ausfertigung des Urtheils be⸗ 
händigt wurde. 

F. 74. Die Appellation iſt bei dem Gerichte der erſten Inſtanz entweder 
mündlich zum Protokoll, oder ſchriftlich anzumelden. 

§. 75. Die Angabe der Beſchwerden, ſo wie deren Rechtfertigung, und 
die Anführung neuer Thatſachen oder Beweismittel können gleichzeitig mit der 
Appellationsanmeldung erfolgen, müſſen aber, wenn dies unterblieben iſt, in⸗ 
nerhalb der auf den Tag dieſer Anmeldung nächſtfolgenden zehn Tage geſche⸗ 
hen. Das Gericht iſt jedoch ermächtigt, dieſe Friſt auf Antrag des Appellan⸗ 
ten den Umſtänden nach angemeſſen zu verlängern. ö 

§. 76. Die Appellationsſchriften ($. 74. 75.) werden dem Appellaten mit 
der Aufforderung mitgetheilt, binnen einer Friſt von 10 Tagen anzuzeigen, ob und 
welche neue Thatſachen oder Beweismittel er ſeinerſeits anzuführen habe. Hat 
der Staatsanwalt appellirt, und iſt der Angeklagte verhaftet, ſo wird dieſem 
der Inhalt der Appellationsſchriften vorgeleſen und die eben gedachte Aufforde⸗ 
rung zum Protokoll bekannt gemacht; hat er einen Vertheidiger, ſo iſt dieſem 
auf Verlangen Abſchrift der Appellationsſchriften zuzuſtellen. 

$. 77. Die Appellation des Staatsanwalts begründet für den Angeklag⸗ 
ten das Recht der Anſchließung hinſichtlich aller Theile des Erkenntniſſes, 
gegen welche die Appellations-Beſchwerden gerichtet ſind. Will der Angeklagte 
von dieſem Rechte Gebrauch machen, ſo muß er dies innerhalb der nächſten 10 
Tage, nachdem ihm die Beſchwerden des Staatsanwalts bekannt gemacht wor⸗ 
den find. (F. 76.) bei dem Gericht erſter Inſtanz mündlich zum Protokoll oder 
ſchriftlich anmelden, auch noch innerhalb derſelben Friſt die Rechtfertigung der 
Anſchließung und die neuen Thatſachen oder Beweismittel, welche er anzufüh⸗ 
ren hat, anbringen. Eine Verlängerung der Friſt zur Anmeldung der Anſchlie⸗ 
fung iſt unzuläſſig, ob ſolche zur Rechtfertigung der rechtzeitig angemeldeten 
Anſchließung zu ertheilen ſei, bleibt dem Ermeſſen des Gerichts überlaſſen. 

$. Von der Anmeldung und Rechtfert'gung der Anſchließung ift der 
Staatsanwalt auf die in F. 76. bezeichnete Weiſe in Kenntniß zu ſetzen. 

F. 79. Weiſt das Gericht erſter Inſtanz die Appellation oder die Anſchlie⸗ 
bung an dieſelbe als nicht rechtzeitig angemeldete zurück, fo kann der Zurück⸗ 
gewieſene hierüber innerhalb einer zehntägigen präkluſiviſchen Friſt, welche mit 
dem Ablaufe des Tages, an welchem ihm die zurückweiſende Verfügung bekannt 
gemacht wurde, beginnt, bei dem Appellationsgericht Veſchwerde führen. Bei 
der Entſcheidung dieſes Gerichts muß es bewenden. 

$. 80. Die Verhandlung und Entſcheidung zweiter Inſtanz erfolgt bei 

den leichten Verbrechen (§. 24.) vor einer aus drei Mitgliedern beſtehenden 
Deputation des Kriminalſenats des Kammergerichts, in allen anderen Fällen 
aber vor einer Abtheilung des Ober-Appellations⸗Senats des Kammergerichts, 
welche bei den ſchweren Verbrechen (F. 39.) aus ſechs Mitgliedern, bei den 
beſonders ſchweren Verbrechen (F. 64.) aus acht Mitgliedern, und bei 
Verbrechen, welche im Geſetz mit lebenswieriger Freiheitsſtraft oder mit Todes⸗ 
ſtrafe bedroht ſind, aus zehn Mitgliedern beſtehen muß. Die in den 88. 39. 
und 70. über die Abſtimmung in erſter Inſtanz vorgeſchriebenen Regeln gelten 
auch für die zweite Inſtanz. 
FS. 81. Demjenigen Staatsanwalte, zu deſſen Geſchäftskreiſe eine Sache 
in der erſten Inſtanz gehört, liegt der Betrieb derſelben auch in der zweiten 
Inſtanz ob. Iſt jedoch die Appellation gegen das Erkenntniß eines Einzelrich⸗ 
ters eingelegt, ſo hat, nachdem die Sache an die Deputation des Kriminal⸗ 
Senats des Kammergerichts (§. 80.) gelangt iſt, der bei dieſem Gericht beſtellte 
Staatsanwalt den weiteren Betrieb zu beſorgen. 

§. 82. Nachdem die Akten bei dem Gerichte zweiter Inſtanz 
ſind, beſtimmt daſſelbe einen Termin zum mündlichen 
dazu den Angeklagten und diejenigen Zeugen vor, 


eingegangen 
Verfahren, und ladet 
deren Abhörung nach der 


Vorſchrift im §. 85. erforderlich erſcheint. Der Staatsanwalt iſt von dem Ter⸗ 


mine ebenfalls in Kenntniß zu ſetzen. 

§. 83. If der Angeklagte verhaftet, fo wird ihm die Vorladung zum 
Protokoll bekannt gemacht. Iſt derſelbe nicht verhaftet, fo geſchieht feine 
Vorladung ſchriftlich mit der Warnung, daß wenn er nicht zur beſummten 
Stunde erſcheinen würde, mit der Unterſuchung und Entſcheidung in contu- 
maciam verfahren werden ſolle. 

§. 84. Dem Angeklagten ſteht es frei, in dem Termine durch einen Ver⸗ 
theidiger ſich vertreten zu laſſen. Erachtet aber das Appellationsgericht das 
perſönliche Erſcheinen des Angeklagten für nothwendig, fo kann es die Vorla⸗ 
dung oder Vorführung deſſelben anordnen. 
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F. 85. In der Appellations⸗Inſtauz find, der Regel nach, nur die neu 
vorgeſchlagenen Beweismittel, und dieſe auch nur dann aufzunehmen, wenn 
ſie geeignet erſcheinen, ſolche von dem Richter erſter Inſtanz für erwieſen ange⸗ 
nommene Thatſachen, welche auf die rechtliche Beurtheilung von Einfluß find, 
als unrichtig darzuſtellen. Dem Appellationsgericht ſteht jedoch frei, in erſter 
Inſtanz aufgenommene Beweismittel von Neuem aufzunehmen, und nament⸗ 
lich das Zeugenverhör ganz oder zum Theil vor ſich wiederholen zu laſſen, wenn 
es dieſes wegen weſentlicher Vedenken für nothwendig hält, die ſich dei Prü⸗ 
fung des Urtheils erſter Inſtanz gegen die Richtigkeit der darin als feſtſtehend 
angenommenen Thatſachen ergeben. 

$. 86. Dei dem mündlichen Verfahren, deſſen Leitung dem Vorſitzenden 
gebührt (§. 57.), trägt zuerſt ein aus der Zahl der Gerichtsmitglitder zu ernen⸗ 
nender Referent eine Darſtellung der bis dahin ſtattgehabten Verhandlungen 
vor. Hierauf wird der Appellant mit ſeinen Beſchwerden, der Appellat mit 
feiner Gegenerklärung, und nach der Beweisaufnahme, wenn eine ſolche erfor⸗ 
derlich iſt, der Staatsanwalt mit ſeinen Anträgen, in allen Fällen aber zuletzt 
der Angeklagte und deſſen Vertheidiger gehört, und hierauf das Urtheil gefällt. 
Hat ſowohl der Staatsanwalt, als der Angeklagte appellirt, ſo wird über 
beide Appellationen zugleich entſchieden. In allen übrigen Beziehungen kom⸗ 
men bei dem mündlichen Verfahren zweiter Inſtanz die für die erſte Juſtanz ers 
theilten Vorſchriften ebenfalls zur Anwendung. 

+ ©. Verfahren in dritter Inſtanz. 

F. 87. Das auf das Rechtsmittel der Appellation kepeng ene Urtheil zweiter 
Inſtanz iſt rechtskräftig, wenn dadurch das Urtheil erſter Inſtanz durchweg be⸗ 
ſtätigt, oder die Appellation für unſtatthaft erklärt wird. Weicht aber die Ent- 
ſcheidung der zweiten Inſtanz von der der erſten ganz oder theilweiſe ab, fo ſteht 
dem Angeklagten, ſoweit das Urtheil erſter Inſtanz zum Nachtheil deſſelben geän⸗ 
dert worden, dem Staatsanwalte aber, ſoweit eine Abänderung des Urtheils er⸗ 
fer Inſtanz zu Gunſten des Angeklagten Statt gefunden hat, binnen einer prä⸗ 
kluſtviſchen Friſt von zehn Tagen das Rechtsmittel der Reviſton zu. Dieſe Friſt 
beginnt mit dem Ablaufe des Tages, an welchem das Appellationsurtheil verkün⸗ 
det oder behändigt worden iſt (§. 73.). 

} $. 88. Die Reviſion findet wegen der Entſcheidung des Koſtenpunktes nur 
in ſofern ſtatt, als dieſes Rechtsmittel in der Hauptſache zuläſſig iſt, und wegen 
dieſer zugleich eingelegt wird. a 


$. 89. In den Unterſuchungen wegen leichter Verbrechen (§. 24.) iſt nur 


der beim Kammergericht beſtellte Staatsanwalt die Revifion einzulegen befugt. 
8. 90. Die Revifion muß von dem Staatsanwalte bei dem Gerichte erſter 
Inſtanz ſchriftlich unter Angabe der Veſchwerdepunkte angebracht werden. Dem 
Angeklagten iſt geſtattet, feine Reviſtonsbeſchwerde entweder gleich bei Verkün⸗ 
dung des Urtheils zweiter Inſtanz, oder bei dem Gerichte erſter Inſtanz zu Pro⸗ 
tokoll zu erklären. Er kann dies aber auch in einer bei dem Richter erſter In⸗ 
ſtanz einzureichenden Schrift thun, doch muß dieſe von einem zum Richteramte 
befähigten Rechtsverſtändigen unterzeichnet ſein. 

§. 91. Die Entſcheidung des Appellationsgerichts darüber, ob und in wie⸗ 
weit die in der Unterſuchung zur Sprache gekommenen Thatſachen für erwieſen 
anzunehmen find oder nicht, kann in der dritten Inſtanz nicht mehr angefoch⸗ 
ten werden. 

F. 92. Das Gericht erſter Inſtanz prüft, ob die Anbringung der Reviflon 
in der vorgeſchriebenen Form rechtzeitig erfolgt und das Rechtsmittel ſeinem Ge⸗ 
genſtande nach zuläſſig iſt, theilt, wenn beides der Fall iſt, die Beſchwerde des 
Angeklagten dem Staats anwalte, die des Staatsanwaltes dem Angeklagten und 
deſſen Vertheidiger, zur Gegenerklärung innerhalb einer zehntägigen präcluſivi⸗ 
ſchen Friſt in Abſchrift mit, und ſendet nach Ablauf dieſer Friſt die Akten unter 
Benachrichtigung der Parteien, an das Geheime Ober⸗Tribunalt. \ 
893. Die Gegenerklärung (§. 92.) muß in derfelben Form wie die Revi⸗ 
ſionsbeſchwerde (F. 90.) angebracht werden. * u B 

§. 91. Weift das Gericht erſter Inſtanz die Reviſton als unzuläſſig zurück, 
fo kann der Zurückgewieſene hierüber innerhalb einer zehntägigen präkluſiviſchen 
Friſt, welche mit dem Ablaufe des Tages, an dem ihm die zurückweiſende Ver⸗ 
fügung bekannt gemacht wurde, bei dem Reviſionsgerichte Beſchwerde führen. 

§. 95. Die Entſcheidung über die Reviſion erfolgt bei einem aus zehn 
Mitgliedern beſtehenden Senate des Geheimen Ober-Tribunals, auf den ſchrift⸗ 
lichen Vortrag eines Referenten, dem jedoch ein Korreferent beigeordnet werden 
muß, wenn in erſter oder in zweiter Inſtanz auf eine zehnjährige Freiheitsſtrafe 
oder auf eine noch härtere Strafe erkannt iſt. Die im F. 70. über die Abſtim⸗ 
mung in erſter Inſtanz vorgeſchriebene Regel gilt auch für die dritte Inſtanz. 

§ 96. Erachtet das Reviſionsgericht die Beſchwerde für begründet, fo hat 
es das Urtheil zweiter Inſtanz abzuändern; doch darf dieſe Abänderung nicht 
weiter gehen, als das Urtheil zweiter Inſtanz von dem der erſten abweicht. 

8 97. Das Reviſions⸗Urtheil iſt in Ausfertigungen dem Gerichte erſter 
Inſtanz zur Verkündung oder Behändigung an den Angeklagten und den 
Staats⸗Anwalt zu überfenden. 

D. Rechtsmittel der Neſtitution. ˖ 

F. 98. Gegen ein rechtskräftiges Urtheil kann der Angeklagte zu jeder Zeit, der 
Staatsanwalt aber nur fo lange, als das Verbrechen noch nicht verjährt iſt, das 
Rechtsmittel der Reſtitution einwenden, wenn er darzuthun vermag, daß das Ur⸗ 
theil auf 15 falſche Urkunde oder auf die Ausſage eines meineidigen Zeugen 

egründet iſt. 
45 §. 99. Das Reſtitutionsgeſuch muß bei dem Gerichte derjenigen Inſtanz eins 
gereicht werden, in welcher zuerſt die Urkunde oder das Zeugnis, deren Falſch⸗ 
heit behauptet wird, vorgebracht ſind. 

8. 100. Kann derjenige, welcher die Fälſchung oder den Meineid begangen 
haben ſoll, noch belangt werden, ſo muß das angeblich von ihm verübte Verbre⸗ 

eu durch eine gegen ihn zu veranlaſſende gerichtliche Unterſuchung erſt rechts⸗ 
kräftig feſtgeſtellt werden, bevor dem Reſtitutionsgeſuche Statt gegeben werden 
kann. In anderen Fällen iſt das von dem Angeklagten eingereichte Reſtitutions⸗ 
Geſuch zunächſt dem Staatsanwalte mitzutheilen, um, wenn es ihm erforderlich 
erſcheint, eine gerichtliche Vorunterſuchung über die zur Begründung der Reſti⸗ 
tution angeführten Thatſachen zu veranlaſſen, und alsdann das Geſuch mit ſei⸗ 
ner Lab. 28 darüber wieder vorzulegen. ' 1 
F 101. Wird das Reſtitutionsgeſuch von dem Gerichte als unbegründet zu⸗ 
rückgewieſen, ſo ſteht dem Imploranten frei, innerhalb der nächſten 10 Tage nach 
dem Empfange des Beſcheſdes bei dem Gerichte der höheren Inflanz Beſchwerde 
zu führen. Eine weitere Beſchwerdeführung iſt unzuläſſig. 


S. 102. Erachtet das Gericht das Reſtitutionsgeſuch für begründet, fo hat es 
ſofort das mündliche Verfahren über die Sache zu erneuern, und unter Aufhe⸗ 
bung feines frühern Urtheils ein neues zu fällen, gegen welches die gewöhnlichen 
3 in ir noch offenen Inſtanzen zuläſſig find. 

E. Folgen der Einlegung der Nechtsmittel auf die Haft des Angeklagten. 

$. 103. Durch Eintegung eines Rechtsmittels von Seiten des Staats: Mir 
walls darf die Freilaſſung des in Haft befindlichen Angeklagten, wenn das Ur⸗ 
theil eine Freiheitsſtrafe gegen ihn nicht verhängt hat, niemals verzögert werden. 

$. 104. Iſt der Angeklagte zu einer Freiheitsſtrafe verurtheilt, fo hält daß 
vom Staatsanwalte gegen das Urtheil eingelegte Rechtsmittel den Antritt der 
Strafe nicht auf. MH 

8 105. Die Einlegung der Appellation von Seiten des Angeklagten hält 
die Vollſtreckung der Strafe auf. Eine vorläufige Abführung des zu einer Frei⸗ 
heitsſtrafe Verurtheilten nach der Strafanftaft findet, ſelbſt mit deſſen Einwilli⸗ 
gung, nicht ferner Statt. Das Gericht iſt jedoch befugt und verpflichtet, die 
erforderlichen Sicherungsmaßregeln gegen den Verurtheilten zu treffen. Die 
Einlegung der Revifion von Seiten des Angeklagten hält die Straſvollſtreckung 
nur fo weit auf, als das Appellationsurtheil noch nicht rechtskräſtig iſt. 

F. Aufhebung des Rechtsmittels der Aggravation. 

F. 106. Das beſtehende Rechtsmittel der Aggravation findet in den nach die⸗ 
ſem Gefege behandelten Unterſuchungsſachen nicht ferner Statt. ' 

{ C. Verfahren gegen ſtüchtige und abweſende Verbrecher. ji 

8. 107. Das in den 88.577. bis 587. der Kriminalordnung vorgeſchriebent 
Kontumazialverfahren gegen flüchtige und abweſende Verbrecher findet auch fer⸗ 
ner Anwendung. 

f H. Von den Koften. 

„. 108. Mit der Verurtheilung des Angeklagten zu einer Strafe, fie möge 
in der erſten oder einer ſpäteren Inſtanz erfolgen, iſt zugleich die Verurtheilung 
deſſelben in alle Koſten des Verfahrens auszuſprechen. Wird dagegen der An⸗ 
geklagte für nicht ſchuldig erklärt, oder von der Anklage entbunden, fo 
hat derſelbe die Koſten des Verfahrens nicht zu tragen, und er iſt von der Ver⸗ 
pflichtung hierzu, wenn ihm dieſelbe durch ein Urtheil früherer Inſtanz aufer⸗ 
legt worden war, freizuſprechen. Die Koſten eines ohne Erfolg eingelegten 
Rechtsmittels fallen dem;enigen zur Laſt, Weicher daſſelbe eingelegt hat. Iſt Dieb 
der Staatsanwalt, ſo werden die Koſten niedergeſchlagen. Eine Erſtattung auf⸗ 
gewendeter außergerichtlicher Koſten findet nicht Statt. 

§. 109. Verlangt der Angeklagte eine Ausfertigung des Urtheils, fo iſt ihm 
diefe, wenn das Urtheil auf Strafe lautet, auf feine Koſten, ſonſt aber koſten⸗ 
frei zu ertheilen. Unvermögenden Verurtheilten iſt die Mittheilung einer Ur⸗ 
theilsausfertigung nicht zu verſagen, wenn ſie derſelben zur Einlegung eines 
Rechtsmittels bedürfen. ’ 

: J. Ausgenommene Verbrechen. h 

F. 110. In dem Verfahren wegen Holsdiebſtahls, Steuerdefraudationen 
Injurien und bei Disciplinarſachen gegen Beamte, wird durch die Vorſchriſten 
ae de a Dagegen geben dieſe Vorſchriften auf alle Uns 
ter f r gegen Beamte bei Ausübung i in Be⸗ 
ziehung auf daſſelbe veruͤbken Injurien Auweg A 


x SWEET EIEeT 
Von dem Verfahren bei Unterfuhung der Polizeivergehen. 


$. III. Die Vorſchriften dieſes Titels ſind bei allen wegen Polizeivergehen 
zu verhängenden Unterſuchungen anzuwenden, deren Einleitung und Führung 
dem Dee 19 8 aufienb.. ; 4 | 

3. 112. Die Verwaltung diefer Polizeigerichtsbarkeit (S. 111. i 
ner von dem Polizeipräfidium, ſondern in erſter Inſtanz 525 e 4 
richtern geführt werden, welche das Kammergericht kommiſſariſch zu dieſem Ge⸗ 
ſchäfte 1 55 zu beaufſichtigen hat. ‚ 

§. 113. Die Verfolgung der Uebertreter der Polizeiſtrafgeſetze vor Gericht 
ſoll durch Polizeianwalte geſchehen, in Anſehung ie Ann oh 
tigung, Berugniffe und Obliegenheiten die im erſten Titel F. 25. enthaltenen Be⸗ 
stimmungen gleichfalls gelten. 

8. 111. Die in Anſehung der Verbrechen ertheilten allgemeinen Vorſchriften 
des erſten Titels über das mündliche Verfahren vor dem erkennenden Gericht 
(88: 15. bis 17.), die Ausſchließung der Zwangsmittel gegen den Angeklagten 
(S. 18.), fo wie über den Beweis und das Urtheil (88. 19. bis 22.) finden auch 
bei Polizeivergehen Anwendung. 

EN ’ 1. Ordentliches Verfahren. f 

§. 115. Bei der Unterſuchung und der Entſcheidung erſter Inſtanz iſt von 
den Poltzeirichtern in der Regel daflelbe Verfahren anzuwenden, welches in den 
SS. 26, bis 38. in Anſehung der leichten Verbrechen vorgeſchrieben iſt. Dem 
Angeſchuldigten ſteht jedoch frei, ſich bei den Verhandlungen, ſowohl in diefer 
als in der folgenden Inſtanz, durch einen Bevollmächtigten aus der Zahl der 
Juſtizkommiſſarien auf ſeine Koſten vertreten zu laſſen. 

§. 116. Gegen das Urtheil erſter Inſtanz iſt ſowohl der Angeſchuldigte, als 
der Polizeianwalt, innerhalb einer zehntägigen präcluſiviſchen Fel, deren An⸗ 
fang nach der im §. 73. wegen der Appellationsfriſt gegebenen Vorſchrift zu 
beſtummen iſt, das Rechtsmittel des Rekurſes einzulegen berechtigt. * 

F. 117. Der Rekurs kann auf neue Beweismittel über bereits angeführte 
Thatumſtände nicht gegründet werden, auf neue Thatumſtände nur in ſoweit, 
als dieſelben bei der Anführung zugleich beſcheinigt werden. 

§. 118. Die Anbringung des Recurſes muß bei dem Polizeirichter mündlich 
zum Protokoll oder ſchriftlich geſchehen. Eine beſondere Friſt zur Rechtfertigung 
des Rekurſes iſt nicht zu geſtatten. 

F. 119. Die Entſcheidung über den Rekurs gebührt derſelben, aus drei Mit⸗ 
gliedern beſtehenden, Deputation des Kriminalſenats des Kammergerichts, welche 
3 80. in zweiter Inſtanz über die leichten Verbrechen (§. 24.) zu erken⸗ 
nen hat. 

F. 120. Findet die Deputation (F. 119.), daß der Rekurs nicht zuläſſig, oder, 
wenn dabei nur auf die Verhandlungen der erſten Inſtanz Bezug genommen 
iſt, nicht gegründet ſei, ſo weiſt ſie den Rekurrenten durch eine Verfügung zu⸗ 
rück, gegen welche ein weiteres Rechtsmittel nicht geſtattet ift. 

F. 121. In allen anderen Fällen (F. 120.) beſtimmt die Deputation, unter 
abſchriftlicher Mittheilung der Rekursſchrift an die Gegenpartei, einen Termin 
zum mündlichen Verfahren, bei welchem die Vorſchriften der SS. 81. bis 86. be⸗ 
ziehungsweiſe zur Anwendung kommen. Gegen das auf den Rekurs abgefaßte 
Urtheil findet ein weiteres Rechtsmittel nicht ſtatt. (Beilage.) 


174. 


Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. 


den 29. Juli 1846. 


2 2. Mandats : Verfahren. g 

3 122. Beruht die Anklage wegen eines Polizeivergehens auf der Anzeige 
eines Beamten, welcher die That aus eigener amtlicher Wahrnehmung bekundet, 
und wird nicht etwa der Angeſchuldigte dem Polizeirichter zugleich vorgeführt, in 
welchem Falle ſiets das ordenlliche Verfahren nach SS. 115. u. f. eintreten muß: 
ſo ſetzt der Polizeirichter auf Grund der Anklage die Strafe feſt und macht ſie 
dem Angeſchuldigten durch eine ſchriſtliche Verfügung mit dem Bedeuten bekannt, 
daß, wenn er durch dieſe Straffeſtſetzung ſich beſchwert finden ſollte, er zur Aus⸗ 
führung feiner Vertheidigung ſich in einem, ſogleich in der Verfügung, und zwar 
auf mindeſtens 10 Tagen hinaus, zu beſtimmenden Termine vor den Polizei- 
richter zu flellen, im Falle feines Nichterſcheinens in dieſem Termine aber die 
Vollſtreckung der Strafe zu gewärtigen habe. ; 
ſchaffn 123. In dieſer Verfügung ($ 122.) muß angegeben fein: 1) die Be⸗ 
L enheit des Vergehens, fo wie die Zeit und der Ort feiner Wohnung; 2) der 
f zune des Beamten, welcher das Vergehen angezeigt hat, und 3) die Straf⸗ 
eſtſezung unter Anführung der Straſvorſchrift, auf welche dieſelbe ſich gründet. 

ie ? erfügung muß zugleich für den Fall, wenn der Angeſchuldigte bei der 

Straffeftfegung ſich nicht beruhigen zu können glaubt, die Aufforderung an den⸗ 
ſelben enthalten, die zu feiner Vertheidigung dienenden Beweismittel in dem an⸗ 
beraumten Termine mitzubringen oder ſolche dem Richter fo zeitig vor dem Ter⸗ 
mine anzuzeigen, daß ſie noch zu demſelben herbeigeſchafft werden können. 

. . 124. Erſcheint der Angeſchuldigte in dem Termine perſönlich oder durch 
einen zuläſſigen Bevollmächtigten, fo iſt nach Vorſchriſt der SS. 115. bis 121. 
re 8 erſcheint er nicht, ſo hat der Richter einen Vermerk hierüber auf⸗ 

ehmen. 


F. 125. 
unabwendbare 
einen. 
ei dem 


Der Angeſchuldigte kann auf Reſtitution antragen, wenn er durch 
Umſtände verhindert worden iſt, perſönlich in dem Termine zu er⸗ 
Das Reſtitutionsgeſuch muß binnen zehn Tagen nach dem Termine 
mi Polizeirichter angebracht werden und die Angabe der Hinderungsgründe 
bene erforderlichen Beſcheinigung enthalten. Auf unbeſcheinigte Hinderungs- 
die Star der Richter keine Rückſicht nehmen. Erſt nach Ablauf dieſer Friſt iſt 
rale zu vollſtrecken. . 1 
3 26. „ Polizeirichter das Reſtitutionsgeſuch begründet, ſo iſt 
0 naher Termin zur Verhandlung der Sache anzuberaumen und nach den Vor⸗ 
f Üften der SS. 115. bis 121. zu verfahren, Bleibt der Angeſchuldigte in dies 
e Termine abermals aus, fo ift die Strafe, ohne weitere Zulaſſung irgend 
ines Rechtsmittels, zue Volltreckung zu bringen. 
F 127. Findet der Richter das Reſtitutionsgeſuch nicht begründet, fo weiſt 
* daſſelbe durch eine Reſolution zurück, gegen welche dem Angeſchuldigten die 
Beſchwerde an die im H. 119. bezeichnete Deputation offen ſteht; dieſe Beſchwerde 
muß aber binnen 21 Stunden nach Zuſtellung der Reſolution bei dem Polizei⸗ 
Mat angebracht werden. Wird von der Deputation für die Zulaſſung der Res 
0 on entſchieden, fo geht die Sache zur Verhandlung in erſter Inſtanz an 
Polizeirichter zurück. 
Zur Entſcheidung über das Reſtitutionsgeſuch und über die Be⸗ 


2 


fäwerde gegen 
Anhörung des Polizei⸗Anwalts nicht. 


„Von den Koſten. 


8. 129. Wegen der Koſten des polizeigerichtlichen Unterſuchungs⸗Verfah⸗ 


rens finden die Vorſchriften des §. 108. ebenfalls Anwendung. 


erte it el. 
Gemeinſame Beſtimmungen. 
§. 130. Die Vorſchriften der Kabinets-Ordre vom 24. Oktober 1838 
(Geſez⸗Sammlung S. 504) über die Beſugniſſe des Richters zur Aufrechthal— 
tung der Ruhe und Ordnung bei gerichtlichen Verhandlungen kommen auch bei 
em in dem gegenwärtigen Geſetze angeordneten Strafverfahren mit der Maß⸗ 
gabe zur Anwendung, daß die nach Nr. 5. jener Ordre den Gerichts⸗Deputatio⸗ 
nen im Civil⸗Prozeſſe zuſtehende Befugniß, gegen Ruheſtörer fofort eine Ord⸗ 
nungsſtraſe von einem bis zu fünf Thalern, oder von 6 bis zu 24ſtündigem Ges 
fängnig zu beſchließen und vollſtrecken zu laſſen, auch den Gerichts-Deputa⸗ 
tionen und Gerichts-Abtheilungen bei Strafverfahren zuſtehen foll. 
und de Die Vorſchriften der Kriminal⸗-Ordnung vom 11. Dezember 1805 
es zweiten Abſchnitts des Tit. 35. Th. 1. der Allgemeinen Gerichts- Ord⸗ 
nung treten inſoweit außer Anwendung, als fie mit den Vorſchriften des vorlie- 
genden Geſezes nicht vereinbar find. i a 
5 as gegenwärtige Geſetz tritt am 1. Oktober dieſes Jahres in 


§. 133. Alle beim Eintritt dieſes Zeitpunktes (132) anhängige Sachen, in 
denen die Unterſuchung erfler Inſtanz mit Einſchluß der Vertheidigung bereits 
Yihloifen ift, follen noch nach den bisherigen Vorſchriſten durch alle nach den- 
Alben zuläſſigen Inſtanzen zu Ende geführt werden. In den übrigen anhängi⸗ 
gen unteruchungen iſt das Verfahren nach den Vorſchriſten des gegenwärtigen 
Sets an. öchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck 
8 ch un er Höchſteigenhändigen Unter eigedrucktem 
Aöniglichen Iuſtegnket Unſerer Höchſteig N get 

Gegeben Sansfouci, den 17. Juli 1815. \ 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


von Bodelſchwingh. UÜhden. 


von Rochow. von Savigny. Bates, 80 
eg Bode. 


— — 


Berlin den 25. Juli. Ueber den Plan der Reiſe, welche Ihre Majeſtäten 
der König und die Königin am 24ſten d. M. angetreten haben, iſt uns nach⸗ 
ſtehende Mittheilung geworden: Mittwoch, den 22. Juli, Abfahrt aus Berlin 
um 72 Uhr; über Cöthen und Weißenfels nach Erfurt; am 23. Juli: von Erfurt 
über Gotha und Eiſenach bis Liebenſtein; am 24. Juli: Aufenthalt in Liebenſtein; 
am 25. Juli: von Liebenſtein über Meiningen, Hildburghauſen und Koburg bis 
Lichtenfels; am 26. Juli: von Lichtenfels nach Nürnberg; am 27. Juli von 
Nürnberg über Neumarkt nach Regensburg. Von hier aus begeben ſich Se. 
Majeſtät der König am 28. Juli: über Waldmünchen und Biſchofteinitz nach 
Marienbad; am 29. Juli: von Marienbad über Königswart, Sandau, Goll⸗ 


die daſſelbe zurückweiſende Reſolution bedarf es der vorgängigen 


dorf und Ellbogen nach Karlsbad; am 30. Juli: von Karlsbad über Lüben und 
Saatz nach Teplitz; am 31. Juli: von Teplitz über Auſſig nach Pillnitz; am 1. 
Auguſt: Rückkehr von Pillnitz nach Sansſouei. Ihre Majeſtät die Köni⸗ 
gin begeben Sich: am 28. Juli: von Regensburg nach Linz; am 29. Juli: 
von Linz über Gmünden und Ebenſee nach Iſchl. 5 (Allg. P. 3.) 


Berlin. — Es war früher ſchon von dem fiscaliſchen Prozeſſe die Rede, 
melchen ein Breslauer Privatdocent und Referendar gegen den Herausgeber und 
Oberredacteur der „Haude und Spener'ſchen Ztg.“, Königl. Bibliothekar Dr. Spi⸗ 
ker, wegen Pasquills, d. h. wegen einer in dieſer Zeitung enthaltenen Privatcor⸗ 
reſpondenz, woraus der Ankläger Beleidigungen gezogen haben wollte, einleiten 
ließ. Im Februar d. J. begann das gerichtliche Verfahren und iſt jetzt, nachdem 


der Advocatanwalt Volkmar die Vertheidigung geführt hatte, mit völliger Freiſpre⸗ 


chung des Dr. Spiker beendet worden. Der Criminalſenat des Königl. Kammer⸗ 
gerichts hat dieſe Freiſprechung in einem Erkenntniſſe vom 6. Juli trefflich begrün⸗ 
det und ſich darin auch, wie man hört, über die Art der Zeitungspolemik und wie 
bei deren Führung über Injurien geurtheilt werden müſſe, ausgeſprochen. — 
Der von dem Profeſſor Dr. Rötſcher eingereichte, von dem Miniſterium des Königl. 
Hauſes und des Unterrichts begutachtete Plan zur Gründung einer Königl. Thea⸗ 
terſchule hat dem Vernehmen nach allerhöchſten Ortes Zuſtimmung erhalten, wird 
aber in dieſem Jahre noch nicht zur Ausführung gelangen. 

Der neue Biſchof von Jeruſalem, Herr Gobat, hat die Ehre gehabt, von 
Ihren Majeſtäten, den Prinzen und dem Cultusminiſter empfangen zu werden. 
— In den verfloſſenen Wochen find hier mehrere Falliſſements von 30 — 60000 
Thalern vorgekommen, die einiger Sonderbarkeiten halber viel Aufſehen machen 
und wahrſcheinlich ſchwere Klagen veranlaſſen werden. 


Berlin, Ende Juli. Ueber die projectirten neuen Zeitungen, welche vom 

1. Oktober d. J. erſcheinen ſollen, hört man von näher Betheiligten ſo beſtimmte 
Verſicherungen, daß es nicht Länger erlaubt iſt, dieſe Unternehmungen in Zweifel 
zu ziehen. Die bekannt gewordenen äußeren Thatſachen ſprechen zu entſchieden ge⸗ 
gen alle inneren Gründe, die freilich in reichlichem Maaße vorhanden ſind, um 
dem ruhig und befonnen Prüfenden die Ueberzeugung zu verſchaffen, daß die pro⸗ 
jeetirten Unternehmungen nur gerüchtweiſe exiſtirten, nicht in die Wirklichkeit treten 
würden, weil fie verunglückte Vorgänger haben. Aber auch in dieſem Falle ſcheint 
es ſich zeigen zu ſollen, daß die Geſchichte lehrt, wie man aus ihr nichts lernt. 
Es werden alſo zwei neue Zeitungen zum 1. October d. J. ins Leben treten, die 


eine hier in Berlin, von der ſchon früher das Nähere gemeldet wurde, die andere 


in Köln, wo der Rheiniſche Beobachter ihr Platz machen wird. Zur Redaction 
dieſer letztern Zeitung iſt ein gewiſſer Jungmann beſtimmt, und als fein Ges 
hilfe ein gewiſſer Scholten mit 1700 Ktlr. jährlicher Beſoldung engagirt; letz⸗ 
terer iſt in dieſen Tagen von hier, wo er ſich bisher aufhielt, nach dem Rhein ge⸗ 
reift. Man verſichert, daß für dieſes im Intereſſe der katholiſchen Kirche zu redi⸗ 
girende Blatt 25,000 Rtlr. angewieſen ſeien, welche Summe allerdings für die 
erſten Jahre zum Beſtehen deſſelben erforderlich fein dürfte, falls es den Anfordes 
rungen, die heutzutage das Publikum an eine Zeitung macht, entſprechen will. 
Dieſe, ſo wie die hier in Berlin erſcheinende neue Zeitung ſoll von den ſonſtigen 
Cenſurbeſtimmungen ſo frei wie immer nur möglich ſich bewegen, vielleicht um 
den Beweis zu liefern, was ein Blatt ohne ſolche Schranke zu leiſten vermag. 
Dieſer Umſtand hat denn auch den hieſigen Zeitungen ſchon Anlaß zu mehreren 
Beſprechungen gegeben, indem ſie natürlich, falls die Cenſurfreiheit für die neue 
Zeitung eintreten ſollte, auf eine gleiche Vergünſtigung Anſpruch zu machen ſich 
berechtigt halten. — Wie ſich dieſe Frage löſen, wie ſich überhaupt die ganze An⸗ 
gelegenheit geſtalten wird, können wir in Ruhe erwarten; die Zeit bis dahin iſt 
ja kurz genug. Was inzwiſchen jetzt ſchon feſtſteht, iſt, daß ein neues Experi⸗ 
ment mit unſerer Tagespreſſe gemacht wird, im Grunde ganz ähnlich den bisheri⸗ 
gen Experimenten. Man geht dabei „ wie bisher, von dem Grundirrthum aus, 
daß die Tagespreſſe die öffentliche Meinung mache, während Erfahrung und Ver⸗ 
nunft es unwiderleglich feſtgeſtellt haben, daß gerade der umgekehrte Fall die Wahr⸗ 
heit des Verhältniſſes enthält. 


Breslau den 24. Juli. Heute wurden nach der ſehr ausgedehnten Vor⸗ 
mittagsſitzung die Berathungen der dritten Verſammlung Deutſcher Rabbiner ge⸗ 
ſchloſſen. An der Tagesordnung waren noch die Trauergebräuche. Dieſe 
bis ins minutiöſeſte und unglaubliche ausgeſponnenen Gebräuche liefern gerade 
den deutlichſten Beweis, wie der Talmud und die Rabbiner um den lebendigen 
Blutumlauf und die freie Entwickelung des Volkslebens einen eiſernen Reif gelegt, 
ſo daß das friſchkreiſende Blut erſtarrt und die ſchöne Entfaltung gelähmt worden 
iſt. Die Art und Weiſe, um einen geliebten-Todten zu trauern, iſt von den 
Rabbinern genau vorgeſchrieben, und der wilde ungeſtüme Schmerz bei Todesfäl⸗ 
len für immer ſeſtgeſetzt. Die Rabb.⸗Verſ. erklärt demnach, daß die bis jetzt 
üblich geweſene Sitte, ſieben Tage, vom Beerdigungstage an, ſich in dumpfer 
Trauer zu Hauſe zu halten, nunmehr, ſoweit es höhere Berufspflicht geſtattet, 
auf drei Tage zu reduciren ſei, daß aber auch während dieſer der Beſuch des df- 
fentlichen Gottesdienſtes geſtattet iſt. Ferner erklärt ſie, daß die üblichen Ge⸗ 
bräuche, wie das Zerreißen der Kleider, Wachſenlaſſen des Bartes, 
Sitzen auf der Erde und Entbehren lederner Fußbekleidung, für 
unſere Zeit Bedeutung und religiöſe Gültigkeit verloren haben und daher nicht zu 
beobachten ſeien. 
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Karlsruhe den 20. Juni. In der heutigen Sitzung übergab Mathy eine 
Vorſtellung der Direktion des Badiſchen Induſtrievereins als Organ des größten 
Theiles der Handel und Gewerbetreibenden Bewohner des Landes um Verwen— 
dung bei der großherzoglichen Regierung, daß dieſelbe zur Gründung einer 
Bank für das Großherzogthum Baden unter entſprechenden Bedingun⸗ 
gen baldigſt die Genehmigung ertheilen möge. Der Redner erſucht die Peti⸗ 
tlons-Kommiſſton, falls fie für angemeſſen halte, den nicht nur ſehr wichtigen, 
ſondern auch höchſt dringenden Gegenſtand dieſer Eingabe als Motion zu behan⸗ 
deln, davon der Kammer recht bald Kenntnig zu geben, damit die Sache nicht 
aus Mangel an Zeit oberflächlich behandelt oder gar bei Seite gelegt werde. 

Frankreich. 

Paris den 23. Juli. Der König hat felgende Perſonen zu Pairs ernannt: 
Barbet, Graf Cornudet, Baron Deponthon, Graf Dumoneel, Floureas, Gra— 
vier, Harlé, Graf von Autpoul, Vicomte Jamin, Lafond, de Lagrenée, Legen— 
til, de Magnoneour, Marquis von Maleville, Piscatori, Poinſot, Baron Ra⸗ 
patel, Renouard, Reynard, Baron von Schauenburg, Trezel, Troplong, Graf 
Vigier, Wuſtemberg. 

Eine Königliche Verordnung beſtätigt das von der Akademie der moraliſchen 
und politiſchen Wiſſenſchaften auszutheilende Legat des Herrn Singer, welches 
jährliche Preife von 300 Fr. ausſetzt: 1) demjenigen, der die ſchönſte That des 
Muthes und der Menſchlichteit vollbringt bei Schiffbrüchen oder 2) bei Feuers⸗ 
brünſten; 3) dem ehrlichſten und humanſten Fiaker-Kutſcher, und 4) dem edel⸗ 
müthigſten Bewohner des Oberrhein-Departements. 

In Toulouſe wurde am 15ten d. Mts. ein legitimiſtiſches Diner, welches 
aus Anlaß des St. Heinrich-Tages stattfinden follte, durch polizeiliches Einſchrei⸗ 
ten verhindert. 1 

Der Präfekt des Nord- Departements iſt am 17ten wieder von Valenciennes 
abgereiſt. Der Unter-Präfekt, To wie der General = Lieutenant find jedoch in 
Saint⸗Vaaſt zurückgeblieben, um die letzten Vorſichtsmaßregeln zur gänzlichen 
Stillung des Aufſtandes zu treffen. Die Arbeiter von Vieur Conde ſind allein 
noch nicht zur Ordnung zurückgekehrt. 

Die Einnahmen der Nordbahn ſind, ungeachtet des Unglücksfalls, in forte 
währendem Steigen, in der vorigen Woche erreichten ſie die Summe von 178,447 
Fr. 33.68. 


Nach heute eingetroffenen Nachrichten aus Malta vom 1 4ten befand ſich der 


Prinz von Joinville mit der Franzöſiſchen Flotte damals zu Tripolis. Die große, 
neue Kriegs⸗Dampffregate „Descartes „ welche am 12ten im Hafen von Malta 
eingetroffen war, hatte die Flotte, Augeſichts der Inſel Lampeduſa und auf die⸗ 
ſen Hafen zuſteuernd, verlaſſen. Gegen den 4. oder 5. Auguſt wurde ſie im 
Hafen von Malta erwartet. Man ſpricht davon, ſie werde von dort aus nach 
Alexandrien zu ſteuern. 8 1 

Die Nachrichten aus Algier reichen bis zum 15ten. Man veranftaltete da⸗ 
ſelbſt dem Miniſter des öffentlichen Unterrichts zu Ehren ein Banket von Seiten 
der Europäiſchen Anſiedler. Der Miniſter hatte die Einladung dazu bereits an⸗ 
genommen, ebenſo der Marſchall Bugeaud. Die öffentliche Aufmerkſamkeit war 
außerdem mit dem Projekte einer Eiſenbahn zwiſchen Algier und Blidah beſchäftigt. 
Eine Geſellſchaft, die ſich auch des Patronats des Herrn von Rothſchild erfreuen 
ſoll, hat bereits einen Plan dazu, von einem geſchickten Ingenieur entworfen, 
der Regierung vorgelegt; eine andere, unter der Firma Graf Bretueil und Comp., 
einen zweiten, der gleichfalls der Verwaltung vorliegt. 

Der Kriegsminiſter hat durch ein Rundſchreiben vom Sten d. M. die Gene⸗ 
ral⸗Lieutenants ermächtigt, den wahlberechtigten Offizieren ihrer Diviſion für die 
Zeit der Wahlen Urlaub zu ertheilen. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten hat einen Ingenieur beauftragt, einen 
Bericht über die Lokomotiven der Nordbahn abzuſtatten, welche bei verhältnißmä⸗ 
pig geringer Zugkraft jo schwerfällig ſein ſollen, daß die Bahn ſchon auf beiſpiel⸗ 
loſe Weiſe dadurch gelitten hätte. 

Der Meſſager meldet heute, daß während der demnächſtigen Abweſenheit 
des Marſchalls Bugeaud aus Algerien General de Bar interimiſtiſch die Functio⸗ 
nen eines General-⸗Gouverneurs verſehen wird. 

Graf Montalivet iſt nach Wiesbaden zum Gebrauche einer Badekur abgereiſt. 

Der Erzbiſchof von Bordeaur iſt von ſeiner Reiſe nach Spanien wieder zurück. 

Man hat Nachricht aus Alexandrien erhalten, wonach der Vicekönig Mehe⸗ 
med Ali ſich am 4. Juli an Bord des Türtiſchen Steamers „Eſſeri Djedid“ zur 
Reife nach Konſtantinopel eingeſchiſft hat. Den „Eſſeri Diedid“ begleitet ein 
Aegoptiſcher Dämpfer nener Inſtruktion, an deſſen Bord ſich Kamil Paſcha, des 
Vicekönigs Schwiegerſohn befindet, ſammt dem Dolmetſcher Minas Effendi und 
dem Leibarzt Gaetani Bey. Die beiden Fahrzeuge werden bei Rhodus landen, 
um eine kurze Quarantäne zu beſtehen. In Abweſenheit Mehemed Ali's wird ſein 
Enkel Abbas Paſcha zu Kairo und fein Sohn Said Paſcha zu Alexandrien den 
Oberbefehl führen. 

Die Blätter find leer an Neuigkeiten; ihre weiten Spalten füllen ſich mit 
Wahlmanifeſten und polemiſchen Artikeln über die Rivalität zwiſchen Thiers und 
Guizot. . 

In Bezug auf die Wahlbewegungen lieſt man heute in der Gazette 
ſolgende Notiz: „Die Franzoͤfiſchen Journale ſpechen nur von den Wahlen. Die 
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äußeren Ereigniſſe find für ſie gar nicht da. Italien, Deutſchland, Portugal, 
Spanien, die Schweiz, alle dieſe von Revolutionen bewegte Länder haben aufges 
hört, Frankreich zu beſchäftigen. Die Geburtsarbeit zur Herſtellung einer neuen 
Kammer nimmt die ganze Thatkraft unſeres öffentlichen Geiſtes in Anſpruch. Und 
doch handelt es ſich nur von einer „Monopolverſammlung“; was würde es nicht 
erſt ſein, wenn die Kammer wirklich Frankreich repräſentirte? Die verſtändigen 
Leute machen ſich keine Illuſionen über das Ergebniß der allgemeinen Wahlen; 
das einzig Wichtige in der Kammer iſt nicht die Stimmurne, ſondern die 
Rednerbühnez wenn dieſe Tribüne auch enge iſt, ſo iſt fie doch hoch; die 
Worte, welche da gehört werden, können die Welt ändern.“ Der Conſtitu⸗ 
tionnel bleibt bei feiner beſchränkten Auffaſſung der Wahlfrage. „Es handelt 
ſich“, — ſagt er heute wieder — „zu entſcheiden, ob Herr Guizot an der 
Spitze der 250 Mitglieder der Majorität Premierminiſter bleiben ſoll, oder nicht.“ 
So mögen wohl Thiers und Bar rot die Frage ſtellen; ob aber auch Frank⸗ 
reich? Es wäre ſchlimm, wenn es ſich ſo verhielte. 
eiiien. 

1 Madrid den 16. Juli. Der General Narvgez wird, wie ſeine vertrauten 
Freunde behaupten, auf längere Zeit in Paris verweilen, ohne ſich auf ſeinen 
Botſchafterpoſten nach Neapel zu begeben. Der General Mazzaredo, einer feiner 
innigſten Vertrauten, iſt ihm vor acht Tagen nach Paris nachgereiſt. 

* Die Einverleibung der Provinzial⸗Miliz- Bataillone in die Linken⸗Regimenter 
iſt überall ohne Widerſetzlichkeit, die auch an den im voraus getroffenen Maßre⸗ 
geln geſcheitert ſein würde, vor ſich gegangen. f 

Morgen wird in der Kirche von S. Francisco ein feierlicher Trauer-Gottes⸗ 
dienſt für die 75 Mönche ſtattfinden, die am 17. Juli 1834. von den niedrig⸗ 
ſten Volksklaſſen Madrids auf Veranſtaltung einiger blutgieriger Revolutionaire 
ermordet wurden. Zwei Handwerker, die an dieſen Gräuelthaten Theil genommen 
hatten, ſtritten geſtern in einer Schenke darüber, ob der Tag des Ereigniſſes der 
16. oder der 17. geweſen wäre, und begannen mit ihren Meſſern einen Kampf, der 
damit endigte, daß der eine getödtet, der andere tödtlich verwundet wurde. 

P o t Fu g d. 

Der Zuſtand von Portugal ſcheint immer bedenklicher zu werden. Kaum war 
der von der Regierung mit beſonderen Befugniſſen nach Coimbra abgeſchickte Herr 
Fonſeca Magalhaes dort angekommen, als die dortigen Einwohner ſich empörten 
und ihn nöthigten, in der eiligſten Flucht fein Heil zu ſuchen. Die rebelliſche 
Junta wurde ſogleich wieder eingeſetzt und befindet fh in völliger Unabhängigkeit 
von der Liſſaboner Regierung. 

Es ſcheint, daß Santarem dem Beiſpiele von Coimbra gefolgt iſt. Zu Sa⸗ 
tarem hatte bekanntlich die Junta ſich nicht auflöſen wollen. Auch hieß es, die 
Bewohner des platten Landes und der Gebirge um Coimbra hätten ſich bereits be⸗ 
waffnet, um zur Vertheidigung der Stadt herbeizueilen für den Fall, daß die Re⸗ 
gierung verſuchen ſollte, mit Gewalt ſie zur Unterwerfung zu bringen. Während 
ſo eine radikale Parthei mit Keckheit in Coimbra und am Minho das Haupt erhebt, 
rührt ſich die migueliſtiſche immer gewaltiger in Tras ⸗ os⸗ Montes und in Als 
garvien, und ernſtliche Zuſammenſtöße drohen zwiſchen den Truppen und dem 
Volke. Beſonders auch in der Grenzfeſtung Elvas legen die Truppen ganz offen 
ihre Unzufriedenheit an den Tag, und die Regierung hatte in der Beſorgniß eines 
neuen Pronunciamento's den General Celeſtino mit Poſt dahin geſchickt. Die 
Hoffnungen und der Muth der Migueliſten aber werden nur noch wachſen, wenn 
die Erklärung des Hrn. Antonio Ribeiro Saraiva, Chefs der migueliſtiſchen Junta 
zu London, welche derſelbe im Namen und auf Befehl Dom Miguel's erlaſſen 
hat, und worin die Verheißungen aufgezählt ſind, welche dieſer vertriebene Prinz 
für den Fall macht, daß es ihm gelingen würde, wieder auf den Portugieſiſchen 
Thron zu gelangen. 
Großbritannien und Irland. 

London den 21. Juli. Ihre Majeftät die Königin iſt mit dem geſammten 
Hofſtaat geſtern Abend von der Juſel Wight im Buckhingham Palaſt wieder ein. 
getroffen. 

Bei Stratford auf der Colcheſterlininie (Oſtbahn) hat am 18. Juli 
ein Eiſen bahnunglück ſtattgefunden (durch Colliſton zweier Züge), wobei 
über zwanzig Perſonen ſehr ſtark, zum Theil lebensgefährlich, verletzt wor⸗ 
den ſind. 

Die Nachrichten aus China (Hongkong) reichen bis zum 24. Mai. Si 
bringen eine vom 18. Mai datirte Proclamation des Gouverneurs Davis, in Dt 
mäßheit welcher Tſchuſan fofort von deu Britiſchen Truppen geräumt wers u wird, 
nachdem der Kaiſer von China durch ein eigenhändig unterzeichnete Bokument 
den Engländern deu im Friedens⸗Traktat ſtipulirten Eintritt in Canton geſtattet 
hat, ein Recht, deſſen Ausübung nur ſuspendirt bleiben ſoll, bis die Lokal⸗Behör⸗ 
den Cantons der Einwohnerſchaft mehr Herr ſind. 

In der geſtrigen Sitzung des Unterhauſes hat Lord John Ruſſel ſei⸗ 
nen Plan wegen definitiver Regulirung der Zuckerzolle bekannt gemacht. Die 
Grundzüge deſſelben ſtimmen mit den vor einigen Tagen von unſerem Korreſpon⸗ 
denten bereits gemachten Angaben überein und wurden am Tage vorher auch von 
der Times vollſtändig mitgetheilt, die damit selig unzweideutig zu erkennen 
gab, daß ſie als das Haupt⸗Organ des neuen Miniſteriums zu betrachten ſei. So⸗ 
fortige Aufhebung des Unterſchiedes zwiſchen dem Selaven⸗Zucker und dem durch 
freie Arbeit erzeugten fremden Zucker, neben vorläufiger Beibehaltung eines Diffe⸗ 
renz⸗Zolles zu Gunſten des Britischen Kolonial⸗Zuckers, iſt die Baſis des miniſte⸗ 
riellen Planes. Die allmälige Verminderung dieſes Differenz⸗Zolles ſoll nun nicht 
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wie es urſprünglich hieß, erſt nach drei Jahren, ſondern ſogleich beginnen, und 
zwar in folgender Weiſe: Fremde durch Selaven gewonnene Muskovaden zahlen 
jetzt 63 Sh.; durch freie Arbeit gewonnene 23 Sh. 4 Pee.; beide follen 


vom Juli 1846 bis 1847 21 Sh. 
* 2 1847 « 1848 20 . 
1848 1849 18 6 Pee. 
„„ 1830 17 . 
1 1830 1485 135 ñ „ 6 „ und 
nach 1811 14 


zahlen, welcher letztere Zollſatz dann für alle Muskovaden ohne Unterſchied erho- 
ben werden ſoll. Nach ähnlichem Maße vermindert ſich der Zoll auch für die an- 
deren Zuckerſorten allmälig, und am 5. Juli 1851 bezahlen: 

doppelte Raffinaden 23 Sh. 1 Pee. 

anderer raffinirter Zucker . 20: BE 

Puder⸗Zucker (clayed) 18 1 

Brenn en, 8 9 

Nachdem Lord John Ruſſel in längerer Rede die Zweckmäßigkeit dieſer Refor⸗ 
men dargethan, erklärte Lord George Bentind, daß er den miniſteriellen Plan 
durch ein Amendement bekämpfen werde. Die Debatte über das Zuckergeſetz be— 
ginnt am 24ſten d. M. 

Ich zweifle indeß ſehr, ob irgend ein Theil dieſer Pläne in der gegenwärtigen 
Seſſion des Parlamentes zur Ausführung kommen werde; mit anderen Worten, 
ich glaube, daß die Seſſion in 14 Tagen durch die Niederlage der Regierung und 
eine Auflöſung des Parlaments plötzlich beendigt werden wird. Wenn ſelbſt dieſe 
Niederlage im Unterhauſe zu vermeiden wäre, ſo erſcheint ſie doch gewiß und un⸗ 
vermeidlich im Haufe der Lords. f 

Von den bedeutenderen Organen der Preſſe ſind nach Veröffentlichung des 
miniſteriellen Zuckerplanes nur die Times, welche dem Miniſterium nicht gera— 
dezu opponiren. Die übrigen Blätter, ſelbſt die Whig-Journale, finden an dem 
neuen Plane zu tadeln, und es ſcheint mehr als wahrſcheinlich, daß derſelbe nicht 
die Zuſtimmung des Parlaments erhalten wird. Die Whigs und ihre Vertreterin, 
die Morning Chroniele, find unzufrieden, daß die Differenzzölle zu Gunſten 
des Brittiſchen Kolonlalzuckers nicht ſofort abgeſchafft, vielmehr die monopoliſti⸗ 
ſchen Plantagenbeſitzer noch auf Jahre hinaus geſchützt werden, während auf der 
andern Seite die Protectioniſten ſtehen, welche dem Prinzip nach jede Milderung 
des Schutzſyſtems beſtreiten und in dieſer Frage in den Philanthropen, welche in 
der Zulaſſung des Sklavenzuckers eine Maßregel der Reaction gegen die Abſchaf⸗ 
fung der Sklaverei erblicken, einen bedeutenden Beiſtand erhalten. Vereinigen 
ſich dieſe drei Beſtandtheile des Hauſes, von denen der erſtere der kleinſte iſt, ge⸗ 
gen die Maßregel, ſo iſt deren Verwerfung gewiß. Sir R. Peel, der geſtern 
zum erſtenmale wieder im Unterhauſe erſchien und auf dem Stuhl an der Spitze 
der Oppofition feinen Plat wählte, iſt ohne Einfluß, wenn er auch dem Plane 

ſeine Zuſtimmung geben ſollte. Der Standard bemerkt, daß von den 142 
Anhängern des Er⸗Premier⸗Miniſters bereits 90 wieder in den Schooß der Pro⸗ 
tectioniſten⸗Partei zurückgekehrt ſeien. 

Die Londoner Zeitungen enthalten übrigens einen von dem methodiſtiſchen 
Theile der Sklaven-Emancipations-Freunde ausgehenden langen Proteſt gegen die 
Gleichſtellung des Sklavenzuckers, und es heißt, daß unter Anderen auch Lord 

rougham im Oberhauſe entſchieden dagegen proteſtiren werde, 

Niederlande. 

Aus dem Haag den 20. Juli. Es wird, wie verlautet, binnem kurzem 
ein General des Deutſchen Bundesheeres in Holland erwartet, um die zum Bun⸗ 
desheere örenden Limburg⸗Luxemburgiſchen Kontingente, die jetzt in einigen 
Niederländiſchen Städten ſtehen, zu inſpieiren. 

Belgien. 

Brüſſel den 21. Juli. Aus dem Haag ſchreibt man dem Journal de 
Bruges: „Die Unterhandlungen mit Belgien haben einen rückgängigen Schritt 
gethan. Unſere Regierung hat ſich ſehr verſöhnlich gezeigt, ſo lange ſie fürchten 
konnte „daß eine Zoll-Vereinigung zwiſchen Belgien und Frankreich ſtatthaben 
konnte; allein nachdem die Diskuſſionen in der Belgiſchen Kammer ſie hinſichtlich 

er Eventualität beruhigt haben, hat fie geglaubt, mehr fordern zu können. 

N Da n e m a r k. 

Kopenhage u den 20. Juli. Ihre Majeſtäten der König und die Königin 
begaben ſich dieſen Vormittag um 10 Uhr von der neuen Zollbude an Berd des 
Dampfſchiffes „Hetla“, um einem Manöver der drei auf der Rhede liegenden 
Kriegsſchiffe, der Fregatte „Gefion“, der Brigg „Mereurius“ und der Kadetten 
Kerdette „Flora“, beizuwohnen und ſich hierauf nach Helſingborg zu verfügen, wo 
Sie einen Gegenbeſuch bei dem Schwediſchen Königshauſe abzuftatten gedenken. 

Unterm 10ten iſt ein Plakat erſchienen, wodurch hinſichtlich der allgemeinen 
Wehrpflicht, welche einzuführen beabſichtigt wird, und in Uebereinſtimmung mit 
demjenigen, was die Däniſchen Provinzialſtände in Veranlaſſung des ihnen im 
Jahre 1844 vorgelegten Geſetz⸗Entwurfs über jenen Gegenftand geäußert haben, 
beſtimmt wird, daß diejenigen, die ſich in Zukunſt, um aus dem Wehrpflichtſtande 
zu treten, der Befugniß bedienen, welche durch die Verordnungen vom 20. Juni 
1788 85. 28 und 29 und 8. Mai 1829 88. 15, 16 und 18 eingeräumt wird 
keinen Anſpruch auf weitere Befreiung vom Kriegsdienſte machen können, als dies 
jenigen genießen, die außer dem Wehrpflichtſtande geboren find, fo daß fle dem⸗ 
nach, wenn allgemeine Wehrpflicht zu der Zeit eingeführt iſt, wo ſie das Ausſchrei⸗ 

dungs⸗Alter erreichen, keine Befreiung von der Ausſchreibung genießen ſollen, 


— 


nicht wenig zu ſtatten kommt. 


ſelbſt wenn eine ſolche Befreiung denjenigen zu ſtatten käme, welche in der bis da 
hin verlaufenen Zeit jene Anſprüche auf Befreiung benutzt haben. 

Kopenhagen den 22. Juli. Ueber den Beſuch, den Ihre Majeſtäten der⸗ 
König und die Königin in Helſingborg abgeſtattet haben, lieſt man in der Ber— 
ling. Ztg., daß die Schwediſche Königsfamilie, mit Ausnahme des Kronprin 
zen, der von den Maſern befallen iſt, ſich an Bord des „Hekla“ verfügt hatte, 
um das Däniſche Königspaar nebſt der Königlichen Familie zu empfangen. Nach 
der Landung begaben ſich die beiden Könige in die Wohnung des Schwediſchen 
Königs und die beiden Königinnen in die Wohnung der Schwediſchen Königin, und 
es ward hierauf eine Fahrt nach dem Brunnenorte Ramlöſa unternommen, wo in 
dem großen Konzert- und Vallſaal große Tafel gehalten wurde. Vor der um 9 
Uhr Abends erfolgten Rückreiſe der Dänifchen Königsfamilie wurde der Thee in 
der Wohnung des Königs von Schweden eingenommen. Gegen 124 Uhr kam 
die Daͤniſche Königsfamilie auf dem „Hekla“ wieder auf hieſiger Rhede an, wo 
man die auf derſelben liegenden drei Kriegsſchiſſe in blauer bengaliſcher Flamme 
erglänzen ſah. f 

Die Kollegial-Zeitung theilt in einem Extra-Blatte das Bedenken der 
zur näheren Unterſuchung der Erbfolge-Verhältniſſe in den Herzogthümern verord⸗ 
neten Kommiſſion mit. 

Das Dampfſchiff „Kopenhagen“ iſt hier am Sonntag nach 133ſtündiger Fahrt 
von Kiel angekommen. Die Reiſe nach Hamburg kann alſo in 18 Stunden zu⸗ 
rückgelegt werden, eine Zeit, die früher gebraucht wurde, nach Korſör zu fahren. 

reit. 

Frankfurt den 23. Juli. (Frankf. O.⸗P.⸗ Ztg.) Der Gefälligkeit eines 
hieſigen Handelshauſes verdanken wir den nachſtehenden direkten Bericht vom 
Kriegsſchauplatze, von einem gebornen Frankfurter herrührend, welcher, der— 
zeit Plantagenbeſitzer in Amerika, ſich freiwillig dem Kriegszuge anſchloß und, wie 
aus dem Briefe hervorgeht, bereits Beförderung erlangt hat. Der Brief lautet 
folgendermaßen: Feſtung Po IE, Grenze von Mexiko den 4. Juli. Wird find 
jetzt ungefähr 2000 Mann hier in Garniſon, wovon das Regiment, zu welchem 
ich gehöre, etwa die Hälfte ausmacht. Im ganzen zählen wir in der Umgegend 
etwa 10,000 Mann, wozu faſt täglich Verſtärkungen eintreffen. Wie ich ver⸗ 
nehme, gedenkt unſer kommandirender General nicht eher vorzurücken, als bis er etwa 
20 — 30000 Man beiſammen hat, eine Anzahl, welche wohl nicht ſehr lange 
mehr auf ſich warten laſſen dürfte, indem der Congreß der Vereinten Staaten, 
fo bald er von den Seitens der Mexikaner veruͤbten Feindſeligkeiten Nachricht hatte, 
50,000 Freiwillige ins Feld rief und vorläufig 10,000 Dollars (2) Kriegskoſten 
ausſetzte. Als ich von Neuorleans ankam, war die erſte Neuigkeit, die ich er⸗ 
fuhr, daß unſet General mit etwa 2000 Mann über ungefähr 8000 Mexikaner 
einen glänzenden Sieg errungen, wobei der Feind etwa 800 Todte und 500 Ge⸗ 
ſangene zurückließ und in völlige Flucht geſchlagen ward. Dabei fielen 10 Kano⸗ 
nen, 8 Fahnen, 3000 Gewehre und die geſammte Bagage in die Hände der 
Unſrigen. Früher ſchon hatte derſelbe General Matamoras, eine ungefähr 20 
Meilen von hier entfernte Feſtung, bombardirt, wobei gegen 1000 Mexikaner 
umkamen und der größte Theil der Stadt niederbrannte. Einige Tage nach dem 
erwähntem Siege rückte der General gegen dieſe Stadt an, um ſie mit Sturm zu 
nehmen; die Garniſon hatte indeſſen während der Nacht in aller Stille die Feſtung 
geräumt und Matamoras ſiel ohne einen weitern Schwertſtreich in die Hände der 
Amerikaner, welche in dieſem Augenblicke, eine Beſatzung von einigen tauſend 
Mann bildend, eifrig mit Wiederherſtellung der Feſtungswerke beſchäftigt ſind. 
Die Armee, welche die Merikaner gegenwärtig einige hundert (Engl.) Meilen von 
hier zuſammenziehen, ſoll gegen 60,000 Mann zählen, denen übrigens unſer 
Heer, obwohl nur aus 20 — 30,000 Mann beſtehend, mit kampfluſtigem Selbſt⸗ 
vertrauen die Spitze zu bieten gedenkt, indem dieſſeits jedermann der Ueberzeugung 
iſt, daß die Amerikaner, ſowohl was Muth und Ausdauer als was ſtrategiſche 
Kenntniſſe betrifft, weit beſſere Soldaten find als die Mexikaner. Wir werden 
die letztern nicht erwarten, ſondern ſobald nur ein Theil der erwarteten Verſtär⸗ 
kung eingetroffen ſein wird, dieſelben auſſuchen. Der patriotiſche Enthuſiasmus 
der in allen Theilen unſerer großen Republik herrſcht, iſt unbeſchreiblich und der 
Cougreß war fo ſicher, auf diefen kriegeriſchen Aufſchwung in der Nation zählen 
zu können, daß er von vornherein nur Freiwillige aufbot. Jedermann iſt 
hier überzeugt, daß die Anzahl unſerer Truppen ſich noch vor Ende dieſes Monats 
zweimal ſo hoch belaufen wird, als die Regierung urſprünglich aufgeboten. Im 
Noͤthfall würde dem Congreß auch die Vefugniß einer Truppenaushebung zuſtehen, 
die ein Ergebniß von nicht weniger als zwei Millionen Kriegsdienſtpflichtigen 
liefern würde. Das regulaire Linienmilitair der Vereinten Staaten zählt nur etwa 
8000 Mann, welche natürlich eine größere Waffenübung beſitzen, als wir Bür⸗ 
gerſoldaten, die wir allerdings jetzt alle Linienmilitair ſind. Uebrigens iſt in der 
Regel jeder Amerikaner ein ziemlich guter Schütze, was uns in diefem Augenblick 
Die 8000 Mann regulaire Truppen ſind nun zu 
beſſerer Einübung des Heeres vertheilt und unter die Freiwilligen gemiſcht worden. 
Gegenwärtig haben wir täglich ſechs Stunden lang Waffenübung und den erfor⸗ 
derlichen taktiſchen Unterricht. Der Hauptmann meiner Kompagnie, ein alter, kriegs⸗ 
erfahrener Soldat, iſt uns von ſehr großem Nutzen. Außerdem beſitzen die Ver⸗ 
einten Staaten eine polytechnifche Schule, worin Tauſende junger Leute auf Koſten 
der Nation Unterricht erhalten, ohne darum in Friedenszeiten Militairdienſte ver⸗ 
richten zu müſſen und ihrem bürgerlichen Berufe völlig entzogen zu fein. Die Nas 
tion erwartet blos von ſolchen Zöglingen, daß ſie, wie gegenwärtig in der That 
faſt durchgängig geſchieht, im Fall eines Krieges es ſich zur Ehrenſache machen, 
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dem Vaterlande ihre Dienfte anzubieten und ihren Landsleuten und Kameraden 
als Lehrer und Muſter zu dienen. — Nach der nunmehr erfolgten Complettirung 
unſers Regiments ſchritt man zur Wahl der Offiziere. Früher Unteroffizier wurde 
ich von meinen Kameraden mit dem Grade eines Commiſſär-Adjudanten und Zahl⸗ 
meiſters beehrt, wodurch ich jetzt zum Regimentsſtabe gehöre. Zugleich übertrug 
man mir das zweite Seeretariat des Regiments und wurde ich behufs weiterer Be— 
förderung für den Fall einer Erledigung zur Verfügung des Obriſten Kommandan— 
ten geſtellt. 
O ſt in dien. 

Das Gerücht von dem Tode Yar Mahomets von Herat erweiſt ſich als unge— 
gründet. — Am 20. Mai waren die Kaſernen des 50ſten Regiments und das 
Spital durch eine Pulver-Exploſion zerſtört worden; 94 Perſonen kamen dabei 
ums Leben, nämlich 60 Männer, 14 Frauen und 20 Kinder; 115 Perſonen 
wurden verwundet; 4 fehlten noch. In Bombay war die Cholera ausgebrochen 
und raffte zahlreiche Opfer weg, namentlich im 22ſten Regimente, welches auf 
dem Marſche nach Baroda war. 


Vermiſchte Nachrichten. 

Poſen. — Die fühlbarſte Rückwirkung der politiſchen Erſchütterungen auf 
ihre ökonomiſchen Verhältniſſe empfinden die Einwohner der hieſigen Stadt. Es 
giebt hier jetzt nur wenige wohlhabende Bürger. Der Poſener Bürger lebt im 
Allgemeinen von den Einnahmen, welche ihm die Bedürfniſſe der hier wohnenden 
Beamten und namentlich des Polniſchen Adels zuwenden; der letztere zeigt ſich je— 
doch in Folge der neueſten Ereigniſſe nur bei den nöthigſten Geſchäften in Poſen, 
bringt die übrige Zeit auf feinen Landſitzen zu und beſchränkt feine Ausgaben. 
Während die meiſten Gutsbeſitzer früherhin vom Wollmarkt ab bis nach Beendi⸗— 
gung der Pferderennen und der Johannisverſur hier blieben, viel Geld veraus— 
gabten und dadurch den Gewerbetreibenden, den Gaſtwirthen und Hausbeſitzern 
nicht unbedeutende Vortheile zuwendeten, haben die meiſten derſelben in dieſem 
Jahre nur die nothwendigſten Einkäuſe bewirkt und ſind dann abgereiſt, ohne die 
ſonſt ſtattfindenden größeren Beſtellungen zu hinterlaſſen. Hierdurch iſt die arbei— 
tende Klaſſe in große Verlegenheit verſetzt; denn viele Verbindlichkeiten wurden 
früher gewöhnlich mit Hülfe des Erlöſes zur Zeit des Wollmarktes und der Jos 


hannis-Berfur erfüllt, was gegenwärtig nicht geſchehen kann. Die begonnenen 
Häuſerbauten bleiben liegen, da viele Wohnungen leer ſtehen und die Geſellen 
der Bauhandwerker gehen aus Mangel an Arbeit müſſig umher. Die Urſache der 
in der letzten Zeit vorgekommenen zahlreichen und zum großen Theile angelegten 
Feuersbrünſte im Poſ. Reg. Bezirk wird von einzelnen Unterbeamten, anſcheinend 
nicht ohne Grund, der Nahrungsloſigkeit der arbeitenden Klaſſen zugeſchrieben. 


In der Kreisſtadt Wiedenbrück (Weſtphalen), wo bereits ſeit mehreren 
Jahren jährliche Wettrennen ftatt finden, ereignete ſich in dieſem Jahre ein ſchau⸗ 
dervolles Unglück. Der Oberlandesgerichts⸗Aſſeſſor Tiemann, aus Rittberg, und 
der Amtmann Lakebrinck, aus Werk, verlaſſen Nachts zu Pferde den Rennplab; 


auf der Chauſſee geben fie den Pferden die Sporen, um deſto raſcher nach ihren 


Wohnorten zu gelangen, als plötzlich die Pferde unter die niedergelaſſe Barriere 
herſprengen und die Reiter mit zerſchmetterten Schädeln todt zu Boden ſinken. 

Ein merkwürdiger Fall ereignete ſich vor Kurzem bei den Aſſiſen-Verhandlun⸗ 
gen in Colmar. Ein auf der Bank der Angeklagten ſitzender Gefangener erwar- 
tete mit Gewißheit ſein Todesurtheil; er wird während die Geſchworenen in ihrem 
Berathungszimmer find, aus dem Saale geführt, weiß auf dem Wege die Wach⸗ 
ſamkeit der Gensd'armen irre zu leiten und ſpringt zum Fenſter hinaus. Der Un⸗ 
glückliche wird ſchwer verwundet und rettungslos in dem Augenblicke ins Vorzim⸗ 
mer gebracht, als die Geſchworenen in den Aſſiſenſaal mit dem Ausſpruche des 
„Nichtſchuldig“ eintraten. Wahrſcheinlich iſt derſelbe bereits geſtorben. 

Der neue Papſt ſcheint das Prinzip der Oeconomie zu verfolgen. Die übli⸗ 
chen Erfriſchungen, Eis ꝛc. dürfen jetzt nur auf ausdrückliches Verlangen ihm vor⸗ 
gelegt werden. Seine Tafel iſt die eines gewöhnlichen Prieſters. Der alte Papſt 
muß beſſer gelebt haben. Unter ſeinem Nachlaſſe befanden ſich 11,000 Flaſchen 
fremder Weine. 

Demoiſelle Rachel, die jugendliche, iſt noch in ihren alten Tagen aus Lie⸗ 
besgram krank geworden, weil ihr zweijähriger Geliebter, ein junger Graf, in 
Italien geheirathet hat. 5 8 

Die Tochter Tſchech's, welche jetzt in der Nähe der Stadt Unna lebt, und 
eine lebenslängliche Penſion durch die Gnade des Königs bezieht, wird ſich mit 
einem Mitgliede der Franzöſiſchen Deputirtenkammer vermählen. 0 . 


Entbindungs-Anzeige. 
Um stille Theilnahme bittend zeige ich hieſigen und 

entfernt wohnenden Bekannten hiermit an, daß 

meine Frau am 27ſten Juli c, in den Abendſtunden 

von einem gefunden Sohne glücklich entbunden worden. 
Feldſchlößchen, den 28. Juli 1846. 

f ö W. Petzoldt. 


Bei unſerer Abreiſe nach Danzig ſagen wir allen 
unſern werthen Freunden und Gönnern ein herzliches 
Lebewohl. Otto Stotz und Frau. 

Poſen den 25. Juli 1846. b 


Ediktal - Citation. 

Dem von Wierzchaczewo im Jahre 1844 ver⸗ 
zogenen Gutsbeſitzer H einrich von Sucho dolski 
wird hiermit bekannt gemacht, daß der Kaufmann 
Maximilian Zapakowski hierſelbſt unterm 
12ten Juli cur. wider ihn wegen 321 Rthir. 24 Sgr. 
nebſt 5 pro Cent Verzugs⸗Zinſen für von ihm ent⸗ 
nommene Material-Waaren, Weine, ſonſtige Ges 
tränke und Speiſen, bei dem unterzeichneten Gericht 
wider ihn eine Haupt- und Arreſiklage angeſtrengt 
bat, mit dem Antrage, ihn unter Auferlegung der 
Koſten in Zahlung der ſchuldigen 321 Rtlr. 24 Sgr. 
nebſt Verzügs⸗Zinſen zu verurtheilen und die Erthei- 
lung eines Paſſes an ihn bei den betreffenden Behör⸗ 
den zu inhibiren. 

Dieſem Geſuch if ſtattgegeben worden und Ber 
klagter in dem zur Inſtruktion der Haupt- und Ar⸗ 
reſtſache in dem zum öffentlichen mündlichen Verſah⸗ 
ten auf 

den 17ten November 1846 Vormit⸗ 

tags um 10 Uhr 

angeſetzten Termine perſönlich oder durch einen gehö⸗ 
rig beſtellten Bevollmächtigten, wozu ihm die bieſi⸗ 
gen Juſtiz⸗Commiſſarien Jeke! und v. Gizyeki 
vorgeſchlagen werden, in unſerm Sitzungsſaale zu 
erſcheinen, widrigenfalls nach dem Antrage des Klä⸗ 
gers, ſo weit er rechtlich iſt, gegen ihn erkannt und 
der Arreſt für juſtifizirt erachtet werden wird. 

Die Beantwortung der Klage hat derſelbe, beſon⸗ 
ders wenn er Gegenforderungen anzubringen, oder 
Thatſachen anzuführen, oder Beweismittel anzuge⸗ 
ben hat, worüber die Erklärung des Gegners nöthig 
iſt, ſpäteſtens im Termine, nebſt einer Abſchriſt da⸗ 
von bei uns einzureichen. g ; 

Geſchieht dies nicht, fo kann über die Gegenfor⸗ 
derung oder über Thatſachen und Beweismittel, wel⸗ 
che zu ſpät zur Kenntniß des Gegentheils gelangen, 


bei dem Widerſpruch des Letztern weder verhandelt, 


noch überhaupt für dieſe Inſtanz darauf Rückſicht ges 
nommen werden. 
Samter, den 14. Juli 1846. 

Königl. Land⸗ und Stadtgericht. 


Bekanntmachung. 

Am 4ten Auguſt Vormittags 10 Uhr follen in 
unſerm Geſchäfts-Lokale 36 Stück Stempel: Kiften 
an den Meiſtbietenden, unter Vorbehalt höherer Ges 
nehmigung, verkauft werden, wozu Kaufluſtige hier⸗ 
durch eingeladen werden. 


oſen, den 23. Juli 1846. 
Del Kön Haupt⸗Steuer⸗ Amt. 


Zur Verſicherung gegen Feuersgefahr empfiehlt 
ſich die Feuer-Verſicherungs-Anſtalt 
Borussia zu Königsberg / Pr. 
durch die unterzeichneten Haupt- und Specialagenten. 

Bei der Annahme wird den reſp. Intereſſenten jede 
wede Erleichterung verſchafft. 
at oe Simon Cohn, 


Benoni Kaskel, 1 
Special-Agent, 


Haupt⸗-Agent, 
Breiteſtraße No. 22. Gerberſtraße No. 44. 


— 


In der unterzeichneten Manufakturwaaren-Hand⸗ 
lung findet ein junger Mann, der ſich hinlängliche 
Praxis und Routine in einem ſolchen Geſchäſte be⸗ 
reits erworben hat, ein vortheilhaftes Engagement. 
Die betreffenden Atteſte und Papiere bittet man por— 
tofrei einzuſenden. 

G. Salomonſohn & Comp. 
in Inowraclaw. 


Eine kleine Parterrewohnung iſt zu vermiethen 


— —— 


Breslauerſtraße No. 4. 


iſt die Bel-Etage vom Iften Oktober d. J. zu ver 


miethen. Jacob Mendelsſohn. 


Für Brennereibeſitzer. 
Ein Piſtoriusſcher doppelter Brenn-Apparat 
mit einem Dampf⸗Cylinder, ganz neu, noch nicht 
ebraucht, welcher in 8 bis 12 Stunden 2 bis 3 
Winſpel Kartoffeln verbrennt, iſt im Ganzen ſo wie 
auch in einzelnen Theilen billigſt zu verkaufen, auch 


gegen einen alten abgenutzten Apparat zu vertauschen. 
Das Nähere ertheilt hierüber 


Ludwig Müller in Meſeritz. 
Eine fünfjährige Stute, von kräftigem Körper⸗ 


bau und fromm, ſteht zu verkaufen r 
Martt So. 10. in Pon. e e ke 


Ein 4 Billard wird zu kaufen geſucht Tauben⸗ 
Straße No. 5. 
Heute Mittwoch den 29. Juli: 


Großes Strauß Konzert, 


Anfang 6 Uhr. Entree 22 Sgr. 
Zum Abendeſſen verſchiedene warme und kalte Spei⸗ 
fen. Gerlach. 


Börse von Bertin. 
Den 25. Juli 1846. 


— 
Staats-Schuldscheine 


ford 


dto. vom Staat garant. „ 
Ob.- Schles. Eisenbahn Lt. A 

do. do. Prior.-Obl" +». 
do, do. Lt. B- - 
Brl.-Stet, E. Ii. & und B... 
Magdeb-.Halbersiädter Eisenh, 

Bresl.- Schweid.-Freibg.-Eisenb, 


Bonn Kölner Eisenbahn 

Niedersch. Mk. v. e... 
do. Priorität | 

(©.-0,) 7 5 


RR, 


»anusnn| [Panajmjala|] >> 


— 

— 

K 

— 
11111 

> 


Wilh. B. 


| 
Präm.-Scheine d. Scehdl. a50T. | — | 88 
Kurm. u. Neum. Schuldverschr. 34 944 
Berliner Stadt- Obligationen 34 974 
W estpreussische Pfandbriefe 34 | 943 
Grossherz. Posensche Pfandbr. . — 1103 
dito dito dito 31 937 — 

Ostpreussische dito e 
Pommersche i FH ee 
Kur- u. Neumärkische dito 31 98 | 9% 
Schlesische dito 3198 974 

dito v. Staat. g. Lt. 3. 314 — 82 
Friedrichsd’or 2... 22222... — | 13%| 13% 
Andere Goldmünzen à 5 Thlr. — | 14 115 
Diebnto . , > 43 54 

Aetien. 

Potsd.-Magdebb .. Nene 100 17 
dio. Oblig. Lit. 4. 961 957 
Magd. Leipz. Eisenbahn — 

dio. dto. Prior. Oblig. 114 2 
Berl. Anh. Eisenbahn ...... 972 lan 
dio, dto. Prior. Oblig .. 1111 (140 
Düss. Elb. Eisenb an 960 1104 

dto. dto. Prior, Oblig.. ..- 0: | 9 
Rhein, Eisenbahn 1 9 912 

dto, dte, Prior. Oblig.. - - 961 — 
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